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Einleitung 

Die Europawahl 2014 hat zu einem Anstieg europaskepti-
scher und nationalistischer rechter Parteien geführt. Dieses 
Spektrum hat äußerst unterschiedliche Facetten. Sie rei-
chen von militanten neofaschistischen Bewegungen bis hin 
zu rechtspopulistischen Parteien, die gegen die EU und die 
Zuwanderung Stimmung machen. Während in Griechenland 
und Ungarn neofaschistische Parteien und Bewegungen an 
Zustimmung gewonnen haben, ist in den westlichen Ländern 
der wohlstandschauvinistische Rechtspopulismus erstarkt. 
In Dänemark, in Großbritannien und in Frankreich überrunde-
ten rechtspopulistische Parteien sogar die jeweiligen Regie-
rungsparteien an Wählerzustimmung. In Deutschland gelang 
der NPD durch den Wegfall der Drei-Prozent-Hürde mit einem 
Sitz der Einzug in das Europaparlament. Allerdings hat diese 
Partei aufgrund ihrer teils offen neonazistischen Ausrichtung 
keine Aussicht auf ein Bündnis mit erfolgreichen rechtspo-
pulistischen Parteien in Europa. Im Vergleich zu den Erfol-
gen des Rechtspopulismus in vielen anderen europäischen 
Ländern konnte sich in den vorangegangenen Jahren noch 
keine vergleichbare Partei in Deutschland etablieren. Zwar 
weisen Umfragewerte seit Jahren auf die weite Verbreitung 
fremdenfeindlicher, nationalistischer und autoritärer Einstel-
lungswerte hin.1 Im Unterschied zu unseren europäischen 
Nachbarländern resultiert jedoch aus diesen Einstellungen 
hierzulande bislang noch kein entsprechendes Wahlverhal-
ten für eine entsprechende Partei: Eine solche Differenz zwi-
schen Einstellungen und Wahlverhalten kann als rechtspo-
pulistische Lücke in Deutschland bezeichnet werden.2 Mit 
der im Jahr 2013 gegründeten Alternative für Deutschland 
(AfD) ist nun mit sieben Prozent eine neue Partei in das Euro-
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paparlament eingezogen, über deren politische Verortung im 
Rechtspopulismus kontrovers diskutiert wird. Erste Studien 
ordnen der Partei sowohl wirtschaftsliberale wie zugleich 
nationalkonservative und rechtspopulistische Politikan-
sätze zu.3 Dies stellt nicht nur die Forschung zum Rechtspo-
pulismus vor neue Herausforderungen. Auch in der Öffent-
lichkeit besteht ein großes Interesse an Informationen zur 
politischen Verortung dieser neuen Partei, wie es die hohe 
Anzahl von Medienbeiträgen zu diesem Thema belegt. Die 
AfD ist im EU-Parlament ein Bündnis mit der nationalkonser-
vativen Fraktion der Europäischen Konservativen und Refor-
misten (ECR) unter Führung der britischen Konservativen 
eingegangen, der auch die Wahren Finnen und die Dänische 
Volkspartei (DF) aus dem Lager des europäischen Rechtspo-
pulismus angehören. Ob sich die AfD als neue Kraft im deut-
schen Parteiensystem längerfristig verankern kann und ob 
sie die beschriebene rechtspopulistische Lücke hierzulande 
ausfüllen wird, hängt von ihrer weiteren politischen Positi-
onierung ab. Hierbei wird die programmatische Aufstellung 
der AfD zu den Landtagswahlen im Herbst 2014 in Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg von Bedeutung sein.

In der vorliegenden Studie werden in Bezug auf  die Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Rechtspopulismus die Ergeb-
nisse der Europawahl 2014 reflektiert und die Erfolgsaus-
sichten für eine rechtspopulistische Partei in Deutschland 
analysiert. Die Studie  ist in drei Teile gegliedert: 

-	 Im ersten Teil wird eine begriffliche Verortung des 
Rechtspopulismus und des Rechtsextremismus vorge-
nommen. 

-	 Im zweiten Teil werden die Erfolge rechtsextremer, 
rechtspopulistischer und rechtspopulistisch beeinfluss-
ter Parteien und Bündnisse veranschaulicht und analy-
siert.

-	 Im dritten Teil wird die so genannte rechtspopulistische 
Lücke in Deutschland erörtert und analysiert, ob die AfD 
als neue politische Partei diese Lücke schließen könnte. 
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Inhaltlich baut die Untersuchung auf Vorarbeiten auf, die wir 
in anderem Rahmen veröffentlicht haben.4 Der Zweck der 
Studie soll darin bestehen, Informationsmaterial und Thesen 
bereitzustellen, um sich selbst eine Meinung zu kontrover-
sen Fragen verschaffen zu können.
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1.	 Begriffliche Verortung von Rechts-	
	 extremismus und Rechtspopulismus

Rechtsextremismus kann als Sammelbegriff für die Bünde-
lung autoritärer, nationalistischer und rassistischer Gesell-
schaftsvorstellungen verstanden werden.5 Als Variante findet 
in der Forschung zunehmend der Begriff „extreme Rechte“ zur 
Kennzeichnung des äußeren rechten Randes des politischen 
Spektrums Verwendung.6 Er umfasst das gesamte politische 
Rechtsaußen-Spektrum von der Grauzone zwischen rechts-
konservativen und rechtsextremen Zirkeln bis hin zu offen 
neonazistischen Szenen und misst sich nach folgenden inhalt-
lichen Zuordnungskriterien:

·	 völkisch-nationalistische Ausprägungen
·	 rassistische und antisemitische Ausprägungen
·	 autoritäre Politikvorstellungen
·	 Ablehnung des gesellschaftlichen Gleichheitsprinzips
·	 Diskriminierung von Minderheiten
·	 Ethnisierung / Nationalisierung sozialer und ökonomi-

scher Problemlagen
Der Parteienforscher Oskar Niedermayer verwendet den 
Sammelbegriff der „ethnozentristisch-autoritären Parteifa-
milie“ und subsummiert darunter gleichermaßen Parteien 
wie NPD, DVU, REP oder die Schill-Partei.7  

Als Sammelbegriff für sowohl extrem rechte wie auch 
rechtspopulistische sowie rechtspopulistisch beeinflusste 
Parteien nutzen wir in Anlehnung an Henrik Steglich den 
Begriff der Rechtsaußenparteien, den dieser für entspre-
chende „Parteien rechts von den Unionsparteien“ verwen-
det.8



10

In der öffentlichen Debatte wird der Begriff des Rechtspo-
pulismus oft als eine ‚weichere’ oder harmlosere Form des 
Rechtsextremismus gedeutet. Real treten jedoch sowohl 
extrem rechte wie auch rechtskonservative Gruppierungen 
rechtspopulistisch in Erscheinung. Die signifikanten Unter-
scheidungsmerkmale zwischen der traditionellen extremen 
und der rechtspopulistisch modernisierten Rechten in Europa 
lassen sich anhand folgender Gegenüberstellung verdeutli-
chen: 

Traditionelle extreme Rechte Modernisierte Rechte

Positiver Bezug auf den 
Faschismus

Proklamierte Abkehr von der 
extremen Rechten 

Offene Ablehnung der 
Demokratie

Taktische Befürwortung der 
„direkten Demokratie“ 

Proklamierter Systemsturz 
Transformation der Demokratie 
nach rechts

Völkischer Rassismus, 
Antisemitismus

Ökonomisierung, Kulturalisierung 
und religiöse Verklausulierung des 
Rassismus 

Feindbilder: Juden, Ausländer, 
Linke, Europäische Union

Feindbilder: Muslime, 
Multikulturalismus, linke 
Hegemonie („political 
correctness“), EU-Bürokratie

Bezugspunkte: Rasse, Nation, 
Europa der Völker

Bezugspunkte: Tradition, Kultur, 
Region, Heimat 

Ein populistischer Politikstil kennzeichnet nicht bloß Par-
teien am rechten Rand, sondern zeigt sich auch bei politi-
schen Repräsentanten quer durch die Parteienlandschaft.9

Laut Karin Priester beruht der zeitgenössische Rechtspo-
pulismus politisch auf der Gleichsetzung von ‚Volk’ mit den 
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‚kleinen Leuten’, den ethnisch angestammten oberen und 
unteren Mittelschichten.10  Nach Jean-Yves Camus zeichnet 
sich zudem eine Neuerung in der „Konstruktion eines poli-
tischen Programms der Exklusion, das auf Werten der Inklu-
sion aufruht“ ab.11 Das bedeutet: Der Rechtspopulismus 
greift selektiv auch demokratische und linke Werte auf, deu-
tet sie um und fügt sie in sein ausgrenzendes Freund-Feind-
Schema ein. So werden demokratische Errungenschaften, 
Freiheits- und Menschrechte argumentativ dafür in Anspruch 
genommen, um Ausgrenzungsforderungen gegenüber Zuge-
wanderten damit zu rechtfertigen, jene würden eben diese 
Rechte abschaffen wollen. 

Trendsetter einer solchen, sich als demokratisch insze-
nierenden Politik der Feindbilder ist der niederländische 
Rechtspopulist Geert Wilders, der sich als „Freiheitskämp-
fer“ bezeichnet und seine ausgrenzenden und diskriminie-
renden Forderungen als demokratisch zu verkaufen versucht. 
So beschwört Wilders die „Europäisierung“ als Bedrohung 
nationaler Identität’. Ein solches Identitätsverständnis wird 
nationalistisch hergeleitet: „Die nationale Identität bindet 
ein Individuum an ein Erbe, eine Tradition, eine Loyalität 
und eine Kultur.“12 Damit erweist sich der Rekurs von Wilders 
auf den Begriff der nationalen Identität als Anknüpfung an 
die Neue Rechte, die schon in den 1980er-Jahren versuchte, 
dieses Schlagwort als rechten Kampfbegriff in den öffentli-
chen Diskurs einzuführen. Vorreiter war der dem Schoß der 
NPD entsprungene nationalrevolutionäre Vordenker Henning 
Eichberg, dessen 1978 erschienenes Buch „Nationale Iden-
tität“ als Fibel neurechter Bewegungen in der BRD galt: „Wer 
von den Völkern nicht sprechen will, soll von den Menschen 
schweigen“, so Eichberg darin.13 Eine solche neurechte Iden-
titätssetzung kennzeichnet auch den Rechtspopulismus des 
21. Jahrhunderts, der seinen nationalistischen Antiuniversa-
lismus als ‚Verteidigung nationaler Souveränität’ zu umman-
teln versucht. Folgende Merkmale kennzeichnen einen 
rechtspopulistischen Politikstil:
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·	 Dualistisches Gut/Böse-Schema (Fleißige vers. Faule; 
Ehrliche vers. Korrupte; Anständige vers. Kriminelle 
etc.)

·	 Eigencharakterisierung als antipolitisch (Politik als 
schmutziges Geschäft der Altparteien; Partei des 
gesunden Menschenverstandes etc.; zugleich deutli-
che Positionierung im rechten politischen Feld)

·	 Ethnisierung von Zugehörigkeiten und Problemzu-
schreibungen

·	 Kulturalisierung und Nationalisierung sozialer und öko-
nomischer Problemlagen (Abendland vers. Morgen-
land; fleißiger Norden vers. fauler Süden etc.)

·	 Selektives Demokratieverständnis (Volksentscheide 
als Mittel zur Entrechtung von Minderheiten; Mei-
nungsfreiheit als Chiffre für das Recht zur Abwertung 
von Anderen)

·	O pferstatus (Inszenierung als Opfer linker political cor-
rectness/Meinungsdiktatur) 

Im Norden und Westen Europas inszenieren sich viele 
Rechtsaußenparteien als die „wahren Demokraten“ und 
Anwälte der alteingesessenen Bevölkerung. Sie schüren die 
Angst vor dem sozialen Abstieg und dem Verlust der natio-
nalen Souveränität und machen sich dabei die üblichen pro-
pagandistischen Feindbilder zunutze. Diese Parteien greifen 
brisante Probleme auf – wie die Integrationsfähigkeit von 
Einwanderungsgesellschaften oder das Demokratiedefizit 
in der EU – und beantworten sie mit schlichten Lösungsvor-
schlägen. Mit Vorliebe wird dabei „das Volk“ in Kontrast zur 
„politischen Klasse“ gesetzt, die angeblich die nationalen 
Interessen an eine undemokratische, multikulturelle und 
international orientierte Europäische Union verkauft hat, um 
sich dabei in erster Linie selbst zu bereichern. 

Die Rechtspopulisten verwandeln nationalistische und 
rassistische Motive der traditionellen Rechten sowohl auf 
der kulturellen als auch auf der religiösen Ebene in Feindbil-
der: die „schleichende Islamisierung“, der „bürokratische 
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Moloch EU“, die „Zerstörung der kulturellen Identität“ durch 
den Multikulturalismus, dessen „Steigbügelhalter“ die Linke 
sei. Das gilt etwa für den französischen Front National (FN) 
unter seiner Vorsitzenden Marine Le Pen und für die belgi-
sche Separatistenpartei Vlaams Belang (VB). In Österreich 
verdankte die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) nach 
dem Weggang des schillernden Rechtspopulisten Jörg Haider 
ihren erneuten Aufstieg unter „H.C.“ (Heinz-Christian) Stra-
che einer Mischung aus dumpfem Rassismus und fürsorg-
lich inszeniertem Sozialpopulismus: Strache bekundete, 
die österreichische Sozialdemokratie durch eine Politik „für 
unsre Leut‘“ beerben zu wollen; die FPÖ drang stark in das 
sozialdemokratische Wählermilieu hinein. Bei dieser Partei 
mischt sich Muslimfeindlichkeit mit einem bürgernah insze-
nierten Sozialpopulismus: Bürgerbeteiligung und Volksbe-
gehren werden für Kampagnen gegen Minderheitenrechte 
instrumentalisiert. Ohnehin wird die Agenda der westeuro-
päischen Rechtsaußenparteien immer stärker von einem 
muslimfeindlichen Populismus geprägt, seit die Schweizeri-
sche Volkspartei (SVP) 2009 ein Referendum gegen den Bau 
von Minaretten gewonnen hat und in den Niederlanden die 
Partij voor de Vrijheid (PVV) von Geert Wilders Furore macht. 14  

Zum Thema Antisemitismus haben die Rechtspopulisten 
ein ambivalentes Verhältnis: Wilders bemüht sich seit lan-
gem um ein gutes Verhältnis zu Israel; auch die FPÖ und der 
VB wollen nicht mehr allzu offen mit Antisemitismus in Ver-
bindung gebracht werden. Ende 2010 reisten Vertreter der 
FPÖ, des VB, der Schwedendemokraten und der deutschen 
Partei Die Freiheit auf Einladung rechter israelischer Politiker 
nach Israel. In einer „Jerusalemer Erklärung“ bekannten sie 
sich zum Existenzrecht Israels und zu „jüdisch-christlichen 
kulturellen Werten“, während sie den Islam als ein „totalitä-
res System mit dem Ziel der Unterwerfung der Welt“ bezeich-
neten. Auch FN-Chefin Marine Le Pen distanziert sich öffent-
lich von Antisemitismus und NS-Nostalgie und versucht, mit 
ihrem handfesten, aber moderaten Auftreten das konser-
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vative Lager anzusprechen und den Front National für die 
bürgerliche Mitte wählbar zu machen. Durch die kulturelle 
und religiöse Umdeutung rassistischer Weltbilder soll der 
Einbruch in breitere Wählerschichten vollzogen werden. Die 
Mordtaten des Rechtsterroristen Anders Behring Breivik an 
jugendlichen Mitgliedern der norwegischen sozialdemokra-
tischen Partei am 22. Juni 2011 hat auf grausame Weise  die 
möglichen Konsequenzen von massiver Hetze gegen Zuwan-
derer im Allgemeinen und Muslime im Besonderen verdeut-
licht.15 Breivik war zeitweilig Mitglied der rechtspopulisti-
schen norwegischen Fortschrittspartei (FrP) gewesen. Er 
rechtfertigte die Ermordung von 77 Menschen in einem 1500 
Seiten langen Traktat, in dem er die „Islamisierung“ und den 
„Kulturmarxismus“ für die Zuwanderung und die Zerstörung 
traditioneller Familienmodelle verantwortlich machte. Die 
weltanschauliche Rahmung dieses apokalyptischen Kultur-
kampf-Szenarios bezog er großenteils aus rechtspopulisti-
schen Weblogs.16 
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2.	 Rechtspopulistische und extrem
	 rechte Parteien nach der Europawahl 	
	 2014

Rund 100 Mandate nehmen rechtsextreme, rechtspopulisti-
sche bzw. rechtspopulistisch beeinflusste Parteien nach den 
Wahlen vom 22. bis 25. Mai im Europaparlament ein. Damit 
ist der rechte Flügel des Parlaments stärker geworden. Von 
einem einheitlichen rechten Block kann freilich nicht die 
Rede sein. Zwar eint die rechten Parteien ein national(istisch)
er Ansatz, und auch ihre Kampagnen gegen Zuwanderung, 
Globalisierung und ein multikulturelles Zusammenleben 
weisen Ähnlichkeiten auf. Doch ansonsten sind die ideo-
logischen Ansätze zu unterschiedlich - etwa zwischen der 
neonazistisch beeinflussten NPD in Deutschland oder der 
populistischen United Kingdom Independence Party in Groß-
britannien. Zu unterschiedlich ist ihr öffentliches Auftreten 
– etwa zwischen den martialischen und teils gewalttätigen 
Aktionen der Goldenen Morgenröte in Griechenland oder der 
betont seriös auftretenden Dänischen Volkspartei. Einige der 
Parteien haben bereits auf nationaler Ebene Regierungsver-
antwortung getragen (wie etwa die Freiheitliche Partei Öster-
reichs), andere (wie der Front National in Frankreich) wurden 
bislang durch einen „Cordon sanitaire“ von allen Möglichkei-
ten fern gehalten, in den Parlamenten Einfluss nehmen zu 
können. Typisch für fast alle Parteien aus diesem Spektrum 
ist die dominante Rolle von Führungspersonen. Die Entwick-
lung des Front National ist etwa untrennbar mit dem Namen 
Le Pen verbunden – die Führung ging gar innerfamiliär vom 
Vater Jean-Marie Le Pen auf die Tochter Marine Le Pen über. 
Programmatik und Auftreten der United Kingdom Indepen-
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dence Party wären nicht zu verstehen ohne Nigel Farage, den 
Parteivorsitzenden, der 1993 bereits zu den Gründungsmit-
gliedern der UKIP gehörte. Gar nur aus einem einzigen Mit-
glied (Geert Wilders) besteht die niederländische Partij voor 
de Vrijheid.

Die unterschiedlichen ideologischen, strategischen und 
strukturellen Hintergründe machen es unmöglich, dass sich 
die rechten Parteien im Europaparlament in einer einzigen 
Fraktion zusammenfinden. Vereinfachend lassen sich für sie 
vier Optionen skizzieren:

·	 Parteien, die sich vom Ruf des Rechtspopulismus 
befreien und dies bereits mit der Wahl von Bündnis-
partnern deutlich machen wollen, zieht es in die Frak-
tion der European Conservatives and Reformists (ECR). 
Sie wird bislang von den britischen Konservativen und 
der polnische PiS dominiert. Für diese Option haben 
sich als Neuzugänge u.a. die Alternative für Deutsch-
land sowie die rechtspopulistischen Parteien die Wah-
ren Finnen und die Dänische Volkspartei entschieden. 

·	 Eine zweite Gruppe rechter Parteien hatte sich bislang 
um die United Kingdom Independence Party (UKIP) 
geschart, die in der Fraktion Europa der Freiheit und 
der Demokratie (EFD) tonangebend war. Dass das 
rechtspopulistische Bündnis eine Neuauflage erle-
ben würde, war zunächst unsicher, da sich Lega Nord, 
Wahre Finnen und Dänische Volkspartei, die bisher der 
Fraktion angehörten, für andere Partner entschieden 
haben. Der neuen EFD-Fraktion gehören unter anderem 
Abgeordnete der UKIP, der Schwedendemokraten und 
der italienischen Fünf-Sterne-Bewegung sowie eine 
französische Parlamentarierin an, die den Front Natio-
nal verlassen hat. Einzelne Funktionäre der AfD hatten 
sich in der Vergangenheit für eine Zusammenarbeit mit 
der UKIP ausgesprochen. 

·	 Dritte Option ist ein Bündnis, das sich aus der Euro-
päische Allianz für Freiheit (EAF) entwickelt. Der EAF 
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gehören u.a. die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ), 
die Partij voor de Vrijheid (PVV), der Vlaams Belang 
(VB) und der Front National (FN) an. Mit ihnen zusam-
menarbeiten will die Lega Nord (LN). Bis zur konstituie-
renden Sitzung des EU-Parlaments gelang die Bildung 
einer Fraktion noch nicht. Benötigt werden mindestens 
25 Abgeordnete aus einem Viertel der EU-Mitgliedslän-
der. Insbesondere das zweite Kriterium – die Notwen-
digkeit, Vertreter aus sieben Staaten zusammenzube-
kommen - stellt die Organisatoren rund um den FN vor 
Probleme.

·	 Ohne Chance, in eine rechte Fraktion aufgenommen 
zu werden, sind die teils neonazistisch orientier-
ten Parteien. Der Status der Fraktionslosen hat eine 
schlechtere finanzielle Ausstattung zur Folge. Auch die 
parlamentarischen Einflussmöglichkeiten sind einge-
schränkt, von den Redezeiten bis zur Vertretung in den 
Ausschüssen. Zur Gruppe der Fraktionslosen dürften 
NPD, Goldene Morgenröte und Jobbik gehören. 

Dabei verläuft nicht jede Fraktionsbildung längs ideologi-
scher Kriterien. Populistische und nationalistische Töne sind 
auch nicht nur auf Parteien beschränkt, die sich selbst im 
Europäischen Parlament dem rechten Flügel zuordnen wür-
den. So gehörten in der abgelaufenen Wahlperiode mit Silvio 
Berlusconis Forza Italia und der ungarischen Regierungs-
partei Fidesz zwei Parteien der Fraktion der Europäischen 
Volkspartei (EVP) an, die wegen ihrer rechtspopulistischen 
Tendenzen nicht unbedingt in eine solche, im Wesentlichen 
christdemokratisch geprägte Fraktion zu passen scheinen. 
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Ein Überblick über die bei der EU-Wahl erfolgreichen Rechts-
außen-Parteien17: 

Die United Kingdom Independence Party (UKIP) wurde 
1993 gegründet. Im Unterhaus ist sie wegen des britischen 
Mehrheitswahlrechts nicht vertreten. 2004 konnte die Par-
tei mit 16,8 Prozent erstmals Vertreter ins Europaparlament 
entsenden. 2009 kam sie auf 16,5 Prozent. Bei der Europa-
wahl 2014 wurde die UKIP mit rund 27 Prozent der Stimmen 
stärkste Partei in Großbritannien. Das reichte für 24 Mandate 
im Europaparlament. Wichtigste Forderung der Partei, die 
rund 36.000 Mitglieder zählen soll, ist der Austritt des Lan-
des aus der Europäischen Union. Flankiert wird diese Forde-
rung durch den Ruf nach Zuwanderungsbeschränkungen und 
durch eine Absage an eine multikulturelle Politik, der eine 
eigenständige, durch äußere Einflüsse nichttangierte briti-
sche Kultur als unbedingt fördernswert gegenübergestellt 
wird.

Die Dansk Folkeparti (übersetzt: Dänische Volkspartei, 
kurz: DF) wurde 1995 gegründet und zählt rund 12.000 Mit-
glieder. Bei nationalen Wahlen erreichte die DF seit 2001 
jeweils zwischen 12 und 14 Prozent. 2001 bis 2011 unter-
stützte die Partei eine liberal-konservative Minderheitsregie-
rung. Aus dieser Position heraus sorgte sie für eine kontinu-
ierliche Verschärfung der dänischen Einwanderungspolitik. 
Bei der Europawahl 2009 kam die Partei auf 15,3 Prozent der 
Stimmen. 2014 wurde sie mit 26,6 Prozent stärkste Partei 
in Dänemark. Die rechtspopulistische Formation, die die EU 
ablehnt, fiel in der Vergangenheit auch mit antiislamischen 
Tönen auf. Im neuen Europaparlament verfügt sie über vier 
Mandate.	

Der Front National (FN), 1972 gegründet, wurde bei der 
Europawahl zur stimmenstärksten Partei Frankreichs. Mit 
rund 25 Prozent erzielte der FN 2014 das beste Ergebnis in 
seiner Geschichte (2009: 6,3 Prozent) und wurde erstmals 
stärkste Partei des Landes. Im neuen Europaparlament ver-
fügt die Partei über 23 Mandate. Marine Le Pen, als FN-Vor-
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sitzende seit Anfang 2011 Nachfolgerin ihres Vaters, des Par-
teigründers Jean-Marie Le Pen, versucht den Front National 
mit einer gemäßigteren Rhetorik und Programmatik vom Ruf 
des offenkundigen Rechtsextremismus und Antisemitismus 
zu befreien. Der FN soll als seriöse Partei, die sich innerhalb 
des demokratischen Spektrums bewegt, präsentiert werden. 
Dazu gehört einerseits die Absage an neonazistisch beein-
flusste Parteien wie NPD, Jobbik oder Goldene Morgenröte, 
andererseits der gelungene Versuch, mit Rechtspopulisten, 
wie sie etwa durch die Partij voor de Vrijheid repräsentiert 
werden, Bündnisse aufzubauen. Unter dem Motto „Ni Droite 
ni Gauche - français!“ („Weder rechts noch links - franzö-
sisch!“) versucht die Partei gar, jede Festlegung als „rechts“ 
zu vermeiden. Die Partei, die sich einst vor allem als Interes-
senvertreterin für Mittelständler und kleine Selbstständige 
verstand, hat seit den 90ern auch zahlreiche Wähler unter 
Arbeitern und Arbeitslosen, nicht zuletzt dank eines Anti-
Globalisierungskurses und dem Verlangen nach protektio-
nistischen Lösungen als Antwort auf die ökonomischen Pro-
bleme Frankreichs. Unter dem Slogan „Préférence nationale“ 
fordert der FN zudem die Bevorzugung der Franzosen u.a. 
auf dem Arbeitsmarkt und in Fragen der Sozialversicherung. 
Kampagnen der Partei richten sich vor allem gegen Zuwan-
derung, gegen den Islam und gegen die europäische Integ-
ration. 

Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) wurde bereits 
1955 gegründet und zählt heute rund 40.000 Mitglieder. 
Gegründet als Partei des deutsch-nationalen Lagers in Öster-
reich, sprach die Partei lange Zeit ganz überwiegend Wähler 
des bürgerlichen Lagers an. Inzwischen gehören aber auch Ex-
Wähler der sozialdemokratischen SPÖ, insbesondere „Moder-
nisierungsverlierer“, zur Stammklientel der FPÖ. „Es zeigt sich, 
dass die FPÖ bei zwei sozialen Gruppen besonders erfolgreich 
ist: Menschen mit niedrigem Bildungsabschluss (Pflichtschul-
abschluss, Lehre) und Menschen mit einem Arbeiterberuf. Die 
FPÖ spricht vor allem jüngere Männer ohne gewerkschaftli-
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che oder kirchliche Bindung an, diejenigen also, die durch 
die Auflösung der traditionellen Bindungen an politisch-
weltanschauliche Lager ,politisch freigesetzt’ worden sind. 
Diese jüngeren, ideologisch ungebundenen Wähler blicken 
zumeist pessimistisch in die Zukunft und erwarten sich 
keine Hilfe vom Parteienstaat. Die FPÖ ist dadurch innerhalb 
von nur 15 Jahren zu einer proletarischen Mittelpartei gewor-
den, weshalb ein Teil ihrer Protesthaltung durchaus auch 
als ,linkspopulistisch’ zu qualifizieren ist. Betrug der Stim-
menanteil der FPÖ unter Arbeitern 1986 noch 10 Prozent, so 
waren es 1990 bereits 21 Prozent, 1994 29 Prozent, 1995 34 
Prozent und 1999 47 Prozent“, schreibt Werner T. Bauer in 
der Studie „Rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien 
in Europa“.18 Ab Mitte der 80er-Jahre hatte der neugewählte 
Parteivorsitzende Jörg Haider die FPÖ auf einen rechtspo-
pulistischen Kurs gesteuert. Bei der Nationalratswahl 1999 
kam sie auf knapp 27 Prozent. Gemeinsam mit der konserva-
tiven ÖVP bildeten die Rechtspopulisten eine Koalition, was 
der FPÖ bei Wahlen wegen des Zwangs, im Regierungsalltag 
Kompromisse einzugehen, aber nicht gut bekam. Bei der 
Europawahl 2004 erreichte sie nur noch 6,3 Prozent. Nach 
einer Spaltung der Partei und der Wahl ihres neuen Vorsit-
zenden Heinz-Christian Strache radikalisierte sich die Partei 
erneut und trat mit rassistischen und islamfeindlichen Paro-
len auf. Inzwischen verfügt die Partei österreichweit wieder 
über ein Wählerpotenzial von rund 20 Prozent. Bei der Euro-
pawahl am 25. Mai kam die FPÖ auf 19,7 Prozent (2009: 12,7 
Prozent) und vier Mandate.

Jobbik Magyarországért Mozgalom (Bewegung für ein 
besseres Ungarn, Jobbik) wurde bei der Europawahl 2014 
mit 14,7 Prozent und drei Mandaten zweitstärkste Partei 
Ungarns (2009: 14,8 Prozent). Die erst 2003 gegründete For-
mation propagiert ein Groß-Ungarn und äußert sich antise-
mitisch, antiziganistisch und homophob. Die Partei knüpft 
an nationalsozialistische Traditionslinien aus der ungari-
schen Geschichte an. Zwei Jahre lang unterhielt die Partei 
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als paramilitärischen Arm die sogenannte Ungarische Garde. 
Nach ihrer von einem Gericht verfügten Auflösung wurde im 
Sommer eine Neue Ungarische Garde gegründet. Sie dient 
als „Ordnungsdienst“ und „Saalschutz“, fällt aber auch 
durch martialische Aufmärsche auf. Wegen ihrer Radikalität 
ist Jobbik auch in den Kreisen anderer europäischer Rechts-
parteien ähnlich isoliert wie etwa die Goldene Morgenröte 
aus Griechenland oder die deutsche NPD.

Die litauische Partei Tvarka ir teisingumas (Ordnung und 
Gerechtigkeit, TT) gehörte in der vorigen Wahlperiode der 
von der UKIP geführten rechtspopulistischen EFD-Fraktion 
an. Die 2002 gegründete TT versteht sich als „rechtsliberal“ 
und geriert sich als Kämpfer gegen das politische Establish-
ment und für jene Litauer, die unter der wirtschaftlichen Krise 
besonders zu leiden hatten. Ordnung und Gerechtigkeit war 
Mitglied der Europapartei Europäische Allianz für Freiheit, 
der unter anderem auch Vertreter der FPÖ, des Front National 
und des Vlaams Belang angehören. Bei der Europawahl 2014 
erreichte die Partei 14,3 Prozent (2009: 12,2 Prozent) und 
zwei Mandate.

Die niederländische Partij voor de Vrijheid (Partei für die 
Freiheit, PVV) besteht aus lediglich einem Mitglied: Partei-
führer Geert Wilders. Kandidaten der Partei werden von Wil-
ders persönlich ausgewählt. Der ehemalige Rechtsliberale 
gründete die PVV Anfang 2006. Vor allem mit scharfen Kam-
pagnen gegen den Islam und Zuwanderung machte sie von 
sich reden. So beklagte er einen „Tsunami der Islamisierung“ 
und forderte in den Niederlanden ein Verbot des Korans, 
dem er „faschistische Grundzüge“ attestierte. Zum Forde-
rungskatalog der Partei zählen u.a. das Verbot von Burka 
und Kopftuch, die Schließung von „radikalen Moscheen“, 
das Verbot, weitere Moscheen und Koranschulen zu bauen, 
aber auch ein genereller Einwanderungsstopp. Eineinhalb 
Jahre lang, von 2010 bis 2012, unterstützte die PVV in Den 
Haag eine Minderheitsregierung von Rechtsliberalen und 
Christdemokraten. Anders als viele andere extrem rechte 



24

Parteien versteht sich die PVV ausdrücklich als pro-jüdisch 
und pro-israelisch. Nachdem die PVV 2009 bei der Euro-
pawahl noch auf 16,97 Prozent gekommen war, musste sie 
2014 Verluste hinnehmen. Mit diesmal 13,3 Prozent errang 
sie vier Mandate.

Die Perussuomalaiset (Wahre Finnen, PS) formierten sich 
Mitte der 90er-Jahre. In der vorigen Wahlperiode arbeite-
ten die Wahren Finnen noch in der UKIP-dominierten EFD-
Fraktion des Europaparlaments mit. Nun sind sie Mitglied 
in der ECR-Fraktion. Die Wahren Finnen kombinieren typisch 
rechtspopulistische Forderungen zu Themen wie Europa, 
Zuwanderung und Asylrecht mit „links“ klingenden Forde-
rungen in der Wirtschaftspolitik. „Rekrutierten sich die Wäh-
ler der ,Wahren Finnen’ anfangs vor allem aus den Reihen 
der ,Modernisierungsverlierer’, so gelang der Partei in den 
letzten Jahren der Einbruch in die Wählerschaften der tra-
ditionellen Parteien, selbst in den ländlichen Regionen des 
Landes. Seither haben einige der etablierten Parteien unter 
dem Druck der Umfragen und der Wahlergebnisse ihre Hal-
tung, z.B. gegenüber Europa, deutlich zugespitzt“, heißt es 
in einer Untersuchung des europäischen Rechtspopulismus 
von Werner T. Bauer von der Österreichischen Gesellschaft 
für Politikberatung und Politikentwicklung.19 2009 war die 
Partei in einem Wahlbündnis mit einer christdemokratischen 
Partei angetreten. Das Bündnis kam auf 14 Prozent der Stim-
men und zwei Mandate, davon eines der Wahren Finnen. Bei 
der Europawahl 2014 erreichten die Wahren Finnen 12,9 Pro-
zent und zwei Mandate.

Die Sverigedemokraterna (Schwedendemokraten, kurz: 
SD) gründeten sich 1988. Ihre historischen Wurzeln liegen 
in der Ende der 70er-Jahre gegründeten neofaschistischen/
neonazistischen Bewegung Bevara Sverige Svenskt (Schwe-
den soll schwedisch bleiben). Die Partei bemüht sich seit 
knapp zehn Jahren um ein seriöses und bürgerliches Image, 
orientiert am Vorbild FPÖ. Sie setzt sich für eine striktere 
Asyl- und Einwanderungspolitik ein. Die „Kosten, die das 
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multikulturelle Gesellschaftsexperiment verschlingt“, will 
sie so einsparen. Auch Globalisierung, „Islamisierung“, ein 
kultureller „US-Imperialismus“ und die EU gehören zu den 
Feindbildern. Mit 9,7 Prozent errang die Partei bei der Euro-
pawahl 2014 zwei Mandate (2009: 3,3 Prozent).

Die neonazistische Chrysi Avgi (Goldene Morgenröte) 
wurde bei der Europawahl 2014 mit 9,4 Prozent und drei 
Mandaten drittstärkste Partei in Griechenland. Die 1993 
gegründete Partei erzielte im Herbst 2010 erste Wahlerfolge. 
Bis dahin war sie mit Ergebnissen im Promillebereich über 
den Status einer Splitterpartei nicht hinausgekommen. Im 
nationalen Parlament besetzt sie seit 2012 18 von 300 Sit-
zen. Schon ihre Symbolik verweist auf die neonazistische 
Orientierung: Das Parteilogo erinnert an ein Hakenkreuz, 
Parteimitglieder grüßten einander mit dem Hitler-Gruß, und 
bei Veranstaltungen wurde eine griechische Version des 
Horst-Wessel-Lieds gesungen. Kontakte unterhält die Partei 
unter anderem zur NPD. Mit rassistischen Parolen geht sie 
gegen Einwanderer vor. Regelmäßig startet sie zudem anti-
türkische Aktionen. Mitglieder der Partei waren an einer Viel-
zahl gewalttätiger Aktionen beteiligt. Führende Funktionäre 
befinden sich seit September 2013 in Haft. Ihnen wird die 
Bildung einer kriminellen Vereinigung vorgeworfen. 

Der Kongres Nowej Prawicy (Kongress der neuen Rechten, 
KNP) ist eine noch junge Partei in Polen. Sie gründete sich 
erst im März 2011. Bei der Europawahl 2014 errang sie mit 
7,15 Prozent vier Mandate. Die KNP bezeichnet sich als kon-
servativ-liberal, lehnt die Einführung des Euro in Polen ab 
und verlangt den Austritt aus der EU. Die Partei will das pol-
nische Parlament verkleinern und ihm die Gesetzgebungs-
kompetenz entziehen. Deutlich ausgebaut werden sollen 
hingegen Militär und Polizei. Schon in der Schulzeit soll eine 
militärische Ausbildung beginnen. Parteichef Janusz Korwin-
Mikke hatte vor der Europawahl angekündigt, er wolle die EU 
„von innen heraus zerlegen“. Die gesamte politische Klasse, 
so Korwin-Mikke, sei eine „Bande von Dieben“.
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Die Lega Nord (Liga Nord), 1989 gegründet, strebte 
zunächst einen eigenen Staat in Norditalien an. Inzwischen 
wird das Ziel einer Förderalisierung des Staates mit weitrei-
chenden Kompetenzen für die Regionen verfolgt. Die Pro-
paganda der Partei richtete sich zunächst gegen die - wirt-
schaftlich weniger erfolgreichen - Süditaliener, inzwischen 
zielt sie aber mehr und mehr gegen Einwanderer. Lega Nord 
wendet sich gegen eine weitere Zuwanderung nach Italien. 
Insbesondere die Migration aus islamischen Ländern und 
aus Afrika lehnt die Partei ab. Sie wendet sich gegen eine 
multikulturelle Gesellschaft allgemein und gegen den Bau 
von Moscheen im Speziellen. 2011 forderten führende Poli-
tiker der Lega sogar den Einsatz militärischer Waffen gegen 
die Flüchtlinge aus Nordafrika, um die italienischen Küs-
ten sowie die italienische Mittelmeerinsel Lampedusa vor 
Flüchtlingen abzuschirmen. Mehrfach war die Lega Nord 
an Regierungen auf nationaler Ebene beteiligt. 2014 kam 
die Lega Nord auf 6,2 Prozent, was für fünf Mandate reichte 
(2009: 10,2 Prozent).

Die tschechische Strana Svobodných Občanů (Partei 
freier Bürger, Svobodní ) errang bei der Europawahl in Tsche-
chien mit 5,2 Prozent ein Mandat. Gegründet wurde die inzwi-
schen knapp 1000 Mitglieder zählende Partei Anfang 2009 
von enttäuschten Anhängern der damaligen konservativen 
Regierungspartei ODS, die den Lissabon-Vertrag zur Reform 
der EU ablehnten. Als mögliche Partner im Europaparlament 
nannte Svobodní vor der Wahl UKIP und AfD. 

Der Vlaams Belang (Flämische Interessen, VB) wurde 
2004 als Nachfolgeorganisation des Vlaams Blok gegründet. 
Wichtigstes Ziel der Partei ist die Unabhängigkeit Flanderns. 
Daneben macht der Vlaams Belang – auch mit rassistischen 
Tönen – durch Kampagnen gegen Zuwanderung und insbe-
sondere gegen eine „Islamisierung“ auf sich aufmerksam. 
Der VB arbeitet eng mit der FPÖ zusammen; in Deutschland 
suchte die Partei eine Zusammenarbeit mit der rechtspopu-
listischen Bürgerbewegung pro NRW. Bei Wahlen schwindet 
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der Einfluss des VB seit einigen Jahren, vor allem, weil sich 
mit der Nieuw-Vlaamse Alliantie (N-VA) eine liberal-konser-
vative Konkurrenz im Lager der flämischen Seperatisten ent-
wickelt hat. Bei der Europawahl 2014 erreichte der Vlaams 
Belang nur noch 4,1 Prozent (2009: 9,85 Prozent). Das Ergeb-
nis reichte immer noch für ein Mandat.

Auch außerhalb der EU sind rechtspopulistische Parteien 
in Europa aktiv. In Norwegen etwa die Fremskrittspartiet 
(übersetzt Fortschrittspartei, kurz: FrP). Sie ist die drittgrößte 
Partei des Landes. 2001 bis 2005 unterstützte die Fort-
schrittspartei eine Mitte-Rechts-Minderheitsregierung aus 
Christlicher Volkspartei, Konservativen und liberaler Venstre. 
Seit  Oktober 2013 bilden Konservative und FrP eine Koaliti-
onsregierung, die von Christdemokraten und Venstre unter-
stützt wird. In der Regierung zeichnet die Fortschrittspartei 
unter anderem für das Justizministerium verantwortlich, zu 
dessen Amtsbereich auch Fragen der Zuwanderungs- und 
der Asylpolitik gehören.

Als wohl erfolgreichste rechtspopulistische Partei in 
Europa kann die Schweizerische Volkspartei (SVP) gelten. 
Sie bildet die stärkste Fraktion im nationalen Parlament und 
ist an der Regierung beteiligt. Ihre eigentliche Bedeutung als 
Vorbild für andere Parteien dieses Spektrums gewinnt sie 
freilich durch ihre Fähigkeit, das Instrument der Volksiniti-
ative bzw. der Volksabstimmung für sich zu nutzen. Zuletzt 
war die SVP mit den Volksinitiativen „Gegen den Bau von 
Minaretten“, „Für die Ausschaffung krimineller Ausländer“ 
und „Gegen Masseneinwanderung“ erfolgreich.

In Deutschland wurden die SVP-Volksinitiativen von der 
Alternative für Deutschland (AfD) als „vorbildlich“ bezeich-
net und angekündigt, vergleichbare Initiativen auch hierzu-
lande initiieren zu wollen.20
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3.	 Die AfD und die rechtspopulistische 	
	 Lücke

Im Kontext der ökonomischen Krise in Europa gewinnen 
rechte Parteien an Zustimmung, die Ressentiments gegen 
die EU und den Euro propagandistisch aufgreifen und unter 
nationalistischen Prämissen zuspitzen: Die europäische 
Krise eröffnet neue Chancen für rechte politische Allianzen. 
Neben der Angst vor ökonomischen Beeinträchtigungen stei-
gen zugleich Ressentiments gegenüber dem Nutzen supra-
nationaler politischer Entscheidungsstrukturen, die auf eine 
Krise politischer Repräsentation in Europa hinweisen. Diese 
Entwicklung erscheint als Einfallstor für Rechtsaußenpar-
teien, welche in populistischer Manier versuchen, schlichte 
‚Antworten’ mit nationalistischen, protektionistischen und 
rassistischen Orientierungen anzubieten. Begleitet wird die 
EU-feindliche rechtspopulistische Propaganda von rassis-
tisch und populistisch grundierten Angstkampagnen gegen 
Zuwanderer sowie gegen die pauschal als faul titulierten 
„Südländer“. 21

3.1 Die AfD als neue Partei rechts der Union

In Deutschland ist das Feld des parteiförmigen Rechtspo-
pulismus noch rar bestellt. Spätestens seit der Sarrazin-
Debatte wird hierzulande ausführlich die Frage nach den 
Chancen einer neuen Rechtsaußenpartei diskutiert: Rund 18 
Prozent der Wählerstimmen prognostizierte im September 
des Jahres 2010 eine Emnid-Umfrage einer fiktiven Sarrazin-
Partei.22 Doch bislang konnte keine Partei rechts der Union 
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dieses Einstellungspotenzial bündeln. Mit seinen Thesen 
bediente der Erfolgsautor jedoch nicht bloß muslimfeind-
liche und sozialbiologistische Zuschreibungen23, sondern 
zudem auch eine Euro- und EU-skeptische Haltung. Für eine 
Buchpublikation gegen den Euro wurde ihm am 6. November 
2012 der Deutsche Mittelstandspreis verliehen; die Laudatio 
hielt Hans-Olaf Henkel. In seiner Rede titulierte Henkel den 
Preisträger als „deutschen Widerstandskämpfer im besten 
Sinne des Wortes“.24 Henkel, der Brüssel als Synonym für 
die derzeitige EU-Politik nimmt, in der „zunehmend Selbst-
täuschung, Gleichmacherei und Sozialismus um sich“ grei-
fen, kann als Vertreter eines Protest-Milieus gegen den Euro 
gelten, das Deutschland durch einen angeblich drohenden 
europäischen „Zwangssozialismus“ bedroht sieht.25 Die im 
Jahr 2013 gegründete Alternative für Deutschland (AfD), die 
sich mit dem Euro-Thema politisch zu verankern versucht, 
hat Henkel in ihren Bundesvorstand gewählt. Laut Meldung 
der Jungen Freiheit bekundete Henkel, es sei „nichts falsch 
daran“, rechts zu sein: „Der Kampf gegen Rechts ist eine 
Unverschämtheit.“ Rechts dürfe nicht mit rechtsextrem ver-
wechselt werden. „Die politische Landschaft ist nach links 
gerückt, deswegen stehen wir rechts. Aber wir stehen rich-
tig.“26 Im Kontext der Euro-Krise hat die AfD schon in ihrer 
Entstehungsphase eine ungewöhnlich hohe mediale Auf-
merksamkeit erhalten und ihren Einzug bei den Wahlen zum 
Bundestag im Jahr ihrer Gründung nur knapp verfehlt. 

Als eine Partei rechts der FDP und der Unionsparteien 
weist die AfD Anknüpfungspunkte an die Thesen des Erfolgs-
buchautors Sarrazin auf: So äußerte sich AfD-Sprecher 
Bernd Lucke zu diesen Thesen in einem Interview im rechten 
Querfrontmagazin Compact. Dort antwortete er auf die Frage 
nach seiner Einschätzung zu Sarrazins Prognose „Deutsch-
land schafft sich ab“:

„Sarrazin gebührt das große Verdienst, mit seinem Buch 
auf wichtige Missstände in Deutschland hingewiesen zu 
haben: Unsere Bildungsmisere, Integrationsprobleme von 
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Zuwanderern, unser enormes demographisches Problem. 
Das alles wird von der Politik gerne totgeschwiegen, weil sie 
die erforderlichen unbequemen Antworten nicht geben will. 
Dennoch würde ich nicht von ‘Deutschland schafft sich ab‘ 
sprechen, weil das ja so klingt, als ob wir die Selbstabschaf-
fung aktiv betreiben. Tatsächlich ist Deutschland einfach 
schwach und nachgiebig gegenüber schleichenden Verän-
derungen, die langfristig die Substanz unserer Gesellschaft 
bedrohen. Diese Schwäche Deutschlands, dieser Mangel an 
Selbstbewusstsein und der fehlende Mut, offen zu sagen, was 
für uns gut und wichtig ist, ist freilich nicht minder alarmie-
rend, als wenn irgendwo aktiv selbstzerstörerische Kräfte am 
Werk wären.“27

3.2 Politische Herkunft und Verortung der AfD

Auf dem Gründungsparteitag der AfD am 14. April 2013 
hielt deren Sprecher Konrad Adam eine Rede, in der er zum 
Populismus Stellung bezog: „Wenn unsere Volksvertreter 
ihre Aufgabe darin sehen, das Volk zu entmündigen, sollten 
wir selbstbewusst genug sein, den Vorwurf des Populismus 
als Auszeichnung zu betrachten“, erklärte er unter großem 
Zuspruch seiner Zuhörerschaft.28

Der politische Entstehungskontext der AfD lässt sich in 
einem einerseits wirtschaftsliberal sowie anderseits rechts-
orientierten Protestmilieu finden: So war etwa der AfD-Grün-
der Bernd Lucke schon lange Zeit vor der Parteigründung im 
vorpolitischen Raum aktiv als Initiatior wirtschaftsliberaler 
Initiativen wie dem „Hamburger Apell“29. Parteipolitisch hin-
gegen weist die AfD in vielerlei Hinsicht Parallelen mit dem 
ehemaligen Bund Freier Bürger (BFB) auf. Der BFB war eine 
nationalliberal und rechtspopulistisch ausgerichtete Partei, 
die aus Protestinitiativen gegen den Maastricht-Vertrag ent-
stand und sich im Laufe ihres parteipolitischen Werdegangs 
bis hinein in den rechtsextremen Rand radikalisierte.30 Der 
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BFB wurde schon im Jahr 1994 auf Initiative des früheren 
bayerischen FDP-Vorsitzenden Manfred Brunner gegrün-
det.31 Mit seinen Kampagnen gegen die Währungsunion war 
der BFB die erste Partei in Deutschland, die sich dieses The-
mas zentral angenommen hat. Doch trotz der versuchten 
Annäherung an den österreichischen Rechtspopulisten Jörg 
Haider erreichte der BFB nicht im Mindesten vergleichbare 
politische Aufmerksamkeit wie dessen damalige FPÖ. Der 
Versuch des BFB, die Europawahlen 1994 zu einer Volksab-
stimmung gegen Maastricht und für die Deutsche Mark zu 
machen, scheiterte ebenso an fehlender Wählerzustimmung, 
wie folgende Wahlauftritte dieser rechtspopulistischen Par-
tei, sodass diese Misserfolge im Jahr 2000 zu deren Verfall 
beitrugen. Nicht nur in dieser inhaltlichen Hinsicht teilt die 
AfD wesentliche Merkmale mit dem früheren BFB: Auch ihr 
damaliger, auffällig hoher Professorenanteil weist Ähnlich-
keiten zur AfD auf, zumal mit Albrecht Schachtschneider 
und Joachim Starbatty sogar zwei ehemalige BFB-Mitglieder 
zum prominenten Unterstützerkreis der heutigen AfD zählen, 
Letzterer gar als AfD-Europaabgeordneter. Zudem weisen 
beide Parteien sehr ähnliche politische Mitgliedermilieus 
auf, mit dem Unterschied, dass die AfD diese Milieus bes-
ser einzubinden weiß und darüber hinaus auch mit wohl-
standschauvinistischer Agitation breitere soziale Schichten 
ansprechen kann. 

Sogar der zentrale Slogan der AfD entpuppt sich bei nähe-
rer Betrachtung als schlichte Kopie vom BFB: „Mut zur Wahr-
heit“ stand schon auf BFB-Wahlplakaten zur Landtagswahl 
am 13. September 1998 in Bayern.32 

Zudem erweist sich die AfD als neuer Anlaufpunkt für frü-
here Mitglieder anderer Rechtsaußenparteien wie der Par-
tei Die Freiheit oder den Republikanern (REP). In neurechten 
Kreisen – hierbei besonders deutlich aus dem Umfeld der 
Wochenzeitung Junge Freiheit – wird die AfD als möglicher 
Hoffnungsträger einer parteipolitisch bislang immer noch 
erfolglosen nationalistischen Rechten angesehen.33
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Wahlplakat BFB 
„Mut zur Wahrheit“

Wahlplakat AfD 
„Mut zur Wahrheit“
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Im Umgang mit Kritik an den rechten Tendenzen innerhalb 
ihrer Partei zeigen AfD-Sprecher deutliche Abwehrhaltungen 
auf: Anstatt sich selbstkritisch mit rechten Tendenzen aus-
einanderzusetzen, werden zunehmend die Kritiker und die 
Medien verurteilt. 

So warf AfD-Sprecher Bernd Lucke der Bundeszentrale 
für politische Bildung (bpb) vor, seine Partei zu diskriminie-
ren, nachdem die AfD auf deren Internetseite als „rechtspo-
pulistische“ Partei vorgestellt wurde. Dort hatte der Poli-
tikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte unter der Rubrik „Wer 
steht zur Wahl“ formuliert: „Die Einordnung der AfD in das 
Parteienspektrum ist aufgrund ihrer noch jungen Geschichte 
schwierig. Dennoch wird die Partei von weiten Teilen der 
Politikwissenschaft als rechtspopulistisch bezeichnet.“34 
Laut Meldung der FAZ sah Lucke hierin eine „klare Verlet-
zung des Neutralitätsgebotes, dem die Bundeszentrale für 
politische Bildung unterliegt. Es steht ihr nicht zu, andere 
Parteien abwertend zu beurteilen oder einseitig eine angeb-
lich wissenschaftliche Mehrheitsmeinung in die Bewertung 
einfließen zu lassen.“ Seitens der bpb wurde dieser Vorwurf 
zurückgewiesen. Unterstützt wurde diese Position laut FAZ 
von dem Politikwissenschaftler Frank Decker, der erklärte: 
„Die Verwendung des Begriffs ‚rechtspopulistisch‘ im Rah-
men eines Parteienprofils ist nicht nur legitim, sondern gera-
dezu geboten, wenn die Partei den Kriterien des Rechtspo-
pulismus entspricht“. Die Formulierung, dass die AfD von 
weiten Teilen der Politikwissenschaft als rechtspopulistisch 
eingestuft werde, „ist nicht zu beanstanden, da sie offen 
lässt, wie weit die ‚weiten Teile‘ reichen“. Er könne deshalb 
nicht erkennen, dass das Neutralitätsgebot verletzt worden 
sein solle.35

In der Auseinandersetzung mit der Kritik am rechtspopu-
listischen Kurs offenbaren sich bei Sprechern der Partei frag-
würdige Formen der Auseinandersetzung. Auffällig ist dabei 
die Begrifflichkeit zur Abwehr von Kritik: Wiederkehrend ist 
aus den Reihen der AfD hierbei von der „Sprachpolizei“ oder 
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der „politischen Korrektheit“ die Rede. Besonders Letztere 
wird im AfD-Jargon zu einem zentralen Feindbild hochstili-
siert. Ein kurzer Blick in einen Kommentar von AfD-Parteispre-
cher Konrad Adam in der neurechten Wochenzeitung Junge 
Freiheit offenbart diese Stoßrichtung. Adam spricht sich 
darin gegen die „politisch korrekt verlogene Sprache, wie 
sie in Deutschland in Mode gekommen ist“, aus. Hintergrund 
dieser Zuschreibung ist die mediale Thematisierung der Aus-
sagen von Bernd Lucke über die „Entartungen“ der Demokra-
tie. Adam sieht in diesem Zusammenhang „moderne Phari-
säer“ in Form einer „allgegenwärtige(n) Antifa“ am Werk, die 
sich durch die Kritik an rechten Tendenzen „Macht“ verleihen 
würde: „Die Antifa lebt vom Dritten Reich wie die Fliege vom 
Kot; ohne diese Nahrung müssten ihre Mitglieder verhun-
gern.“36  Auch programmatisch positioniert sich die Partei in 
fragwürdiger Weise zum Thema politische Bildung: So lautet 
es unter Punkt II.4.4  im Wahlprogramm der AfD-Sachsen: 
„Landeszentrale für politische Bildung abschaffen. Politisch 
neutrale Aufgaben können von Volkshochschulen, sonstige 
Aufgaben von parteinahen Stiftungen übernommen werden. 
Eingesparte Gelder dienen dem Gemeinwohl und werden den 
Volkshochschulen zugeführt.“37

3.3 Politische Forderungen und Positionierungen der AfD

In den Blättern für deutsche und internationale Politik 
beschrieb der Publizist Albrecht von Lucke die AfD als „in 
weiten Teilen genau jene Partei rechts der Union“, welche 
„schon Franz Josef Strauß immer gefürchtet hatte“.38 Der 
inhaltliche Kern ihrer politischen Weltanschauung besteht 
bei der AfD in einem rechtsorientierten Euro- und Europas-
keptizismus, der mit neoliberal wie auch nationalkonserva-
tiv grundierten Gesellschafts- und Wirtschaftsvorstellungen 
sowie mit wohlstandschauvinistischen Parolen39 propagandis-
tisch angereichert wird. Programmatisch liegt ein Kernpunkt der 
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Forderungen in der Veränderung der aktuellen Währungspo-
litik.40 Die AfD fordert eine „geordnete Auflösung des Euro-
Währungsgebietes“ sowie „die Wiedereinführung nationaler 
Währungen oder die Schaffung kleinerer und stabilerer Wäh-
rungsverbünde“. Dies soll dadurch vollzogen werden, „dass 
Deutschland dieses Austrittsrecht aus dem Euro erzwingt, 
indem es weitere Hilfskredite des ESM mit seinem Veto blo-
ckiert“.41 Beim Thema Staatsfinanzen und Steuern wird ein 
Schuldenabbau gefordert und das „Kirchhof’sche Steuermo-
dell“ empfohlen. Nach diesem Modell soll anstelle des bis-
lang üblichen progressiven Verlaufs der Einkommenssteuer 
ein Grenzstufentarif von 15, 20 und 25 Prozent für alle Ein-
kommensgruppen eingeführt werden. Dies kann als Verän-
derung zugunsten reicher Bevölkerungsschichten gedeutet 
werden. Mit Hans-Olaf Henkel hat die AfD einen ehemali-
gen BDI-Vorsitzenden zu ihrem stellvertretenden Sprecher 
in den Bundesvorstand gewählt, der für eine marktradikale 
Wirtschaftspolitik in Europa eintritt. In seiner schriftlichen 
Bewerbung als Kandidat zur Europawahl heißt es:

„Seit Mai 2010, seit der Vertrag von Maastricht endgültig 
gebrochen und damit die Brandmauer zwischen den deut-
schen Steuerzahlern und ausgabefreudigen Politikern im 
Ausland niedergerissen wurde, erschreckt mich der mit zahl-
reichen Rettungspaketen verbundene Trend zu Zentralismus, 
Gleichmacherei und Vergemeinschaftung der Schulden in 
Europa.“42

Hinsichtlich der Frage nach einer Ausgestaltung Europas 
zu mehr staatlicher Vereinigung (Henkel: „United States of 
Europe“) erklärte er:

„Wo bleibt die Wettbewerbsfähigkeit? Der Wettbewerb 
zwischen kleinen Einheiten führt überall zu einem stärkeren 
Ganzen. Das gilt im Sport, in der Wirtschaft, in der Kultur ... 
und natürlich auch bei Staaten. Die Transferunion führt zu 
weniger Wettbewerb, damit weniger Wohlstand, der wäre 
dann ‚gerechter‘ verteilt. Der jetzt angepeilte Weg führt uns 
weniger zur USE als zur EUDSSR.“43
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Der Begriff „EUDSSR“, eine Zusammenfügung von EU und 
UdSSR, ist ein Schlagwort aus dem rechtspopulistischen 
antieuropäischen Protestmilieu44. Auf eine rechtspopulis-
tische Stoßrichtung deutet ebenfalls ein „AfD-Manifest“. 
In dem von einem AfD-Funktionär aus Baden-Württemberg 
verfassten Aufruf, der im Stil an das ‚kommunistische Mani-
fest‘ angelehnt ist, wird zu einer ‚Revolution der bürgerlichen 
Mitte‘ aufgerufen:

„Die bürgerliche Mitte ist heute – paradox genug – die 
eigentlich revolutionäre Klasse. Der Endzweck dieser Revo-
lution ist freilich nicht die klassenlose Gesellschaft, sondern 
die Wiederherstellung der sozialen Marktwirtschaft und der 
Souveränität des Volkes gegenüber dem Lobbyismus.“45

In ihrem Bundestagswahlprogramm nimmt die AfD Bezug 
auf das „kanadische Modell“46 in Bezug auf die Regelung 
der Zuwanderung. Zugleich wird gefordert: „Deutschland 
braucht qualifizierte und integrationswillige Zuwanderung.“ 
Hierbei wird die wirtschaftliche Nützlichkeit in den Vorder-
grund gestellt: „Eine ungeordnete Zuwanderung in unsere 
Sozialsysteme muss unbedingt unterbunden werden.“ Diese 
Forderung geht einher mit abqualifizierenden Äußerungen 
von AfD-Sprecher Bernd Lucke in der Presse: Im Kontext 
der Debatte um die Zuwanderung von Menschen aus Rumä-
nien und Bulgarien erklärte er, es gebe Menschen, die ohne 
Deutsch zu können und ohne Bildung ins Land kämen. Doch 
wegen ihrer schlechten Voraussetzungen könnten diese 
Menschen nicht zurechtkommen. Für sie bliebe nur ein Leben 
in Hartz IV. „Dann bilden sie eine Art sozialen Bodensatz –
einen Bodensatz, der lebenslang in unseren Sozialsystemen 
verharrt.“47 In einer weiteren Stellungnahme zur Zuwande-
rung aus Rumänien und Bulgarien wird Lucke mit der Äuße-
rung zitiert: „Das Problem sind eher Randgruppen wie Sinti 
und Roma, die leider in großer Zahl kommen und nicht gut 
integrationsfähig sind“.48

In anderen politischen Stellungnahmen der AfD zum 
Thema Zuwanderung wurde angesichts der Volksinitiative 
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gegen „Masseneinwanderung“ in der Schweiz gefordert, 
ähnliche Volksabstimmungen in Deutschland durchzufüh-
ren: „Unabhängig vom Inhalt des Schweizer Referendums 
ist auch in Deutschland ein Zuwanderungsrecht zu schaffen, 
das auf Qualifikation und Integrationsfähigkeit der Zuwan-
derer abstellt und eine Einwanderung in unsere Sozialsys-
teme wirksam unterbindet“, erklärte Lucke. „Auch dafür 
sollten gegebenenfalls Volksabstimmungen ermöglicht wer-
den, wenn die Altparteien das Problem weiter ignorieren“49, 
ergänzte er.

Als zentrale Forderung wird im Wahlprogramm der AfD 
die Forderung nach einer „direkten Demokratie“ erhoben. Zu 
deren Umsetzung werden Volksentscheide gefordert: „Wir 
wollen Volksabstimmungen und Initiativen nach Schweizer 
Vorbild einführen. Das gilt insbesondere für die Abtretung 
wichtiger Befugnisse an die EU.“

Diese Forderung ist vor dem Hintergrund zu betrachten, 
dass in der Schweiz besonders die rechtspopulistische 
Schweizerische Volkspartei durch Volksinitiativen mit aus-
grenzendem und diskriminierendem Charakter internatio-
nale Aufmerksamkeit erzielt hat. Dies gilt in besonderem 
Maße für die Volksinitiative gegen Minarettbau sowie die 
Volksinitiative gegen „Massenzuwanderung“. Zu den am 
31. August stattfindenden Landtagswahlen hat die sächsi-
sche AfD auf ihrem Parteitag in Zwickau ein eigenes Wahl-
programm erstellt. Dort wurde unter anderem die Forderung 
nach Volksabstimmungen über den Bau von Moscheen mit 
Minaretten in Sachsen aufgenommen.50

Diese programmatischen Forderungen im sächsischen 
Landesprogramm – Volksabstimmungen über Minarett-Bau-
vorhaben, eine Radioquote für deutsche Musik, permanente 
Güter- und Personenkontrollen an deutschen Außengrenzen 
– deuten darauf, dass hier deutlich erkennbar Annäherungen 
an rechtspopulistische Forderungen vollzogen werden. Mit 
der Aufnahme der Forderung nach Volksabstimmungen über 
den Bau von Moscheen mit Minaretten in Sachsen hat zudem 
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zum ersten Mal das Thema Moscheebau Eingang gefunden 
in den offiziellen Forderungskatalog der Partei. Dies ist vor 
allem vor dem Hintergrund von Bedeutung, dass bislang 
diese Forderung nur von rechtspopulistischen Parteien wie 
der Freiheit, den Republikanern und von pro NRW/Deutsch-
land erhoben worden ist und sich die AfD-Spitze bislang um 
Abgrenzung von einem solchen Kurs bemüht hatte. Daher 
steht zu befürchten, dass mit der weiteren Entwicklung in 
Sachsen auch die AfD dazu übergehen könnte, mit Kampag-
nen gegen Minarettbau in Erscheinung zu treten.

Auch weitere Punkte aus dem sächsischen Programm wei-
sen Ähnlichkeiten mit Forderungen rechtspopulistischer Par-
teien auf: So etwa die Forderung „Gegen staatlich verordne-
tes Neusprech“, das als Ausdruck einer „in der Gender- und 
Gleichstellungsideologie fundierte(n) Weltsicht“ gedeutet 
wird, oder die Forderung nach einem „deutlich höheren Anteil 
deutschsprachiger Titel an den Ausstrahlungen in Rundfunk 
und Fernsehen“ sowie nach „Absingen der Nationalhymne 
bei feierlichen Anlässen“ im Schulunterricht.51

Ähnlichkeiten mit Rechtsaußen-Pamphleten weisen For-
derungen einer im Januar 2014 von AfD-Mitgliedern gegrün-
deten „Patriotischen Plattform“ auf. Als deren Sprecher tritt 
Hans-Thomas Tillschneider in Erscheinung. Er wird auf der 
Internetseite der AfD-Geschäftsstelle Leipzig mit den Funk-
tionen „Vorstandsmitglied, Schriftführer, Programmkommis-
sion“ aufgeführt.52 In der Gründungserklärung der Patrioti-
schen Plattform heißt es u.a.:

„Wir halten an Deutschland fest:
·	 an seiner politischen Souveränität gegen alle Versu-

che, die Kernrechte des Parlaments auf supranationale 
Organisationen zu übertragen;

·	 an seiner finanziellen Stabilität gegen alle Versuche, es 
mit den Folgen der Misswirtschaft anderer Staaten zu 
belasten;

·	 an seiner Sprache und Kultur gegen die Herausbildung 
einer multikulturellen Gesellschaft auf seinem Boden;
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·	 an seiner ökonomischen Stärke, die von der Energie-
wende bis hin zu einem falsch eingestellten Sozialstaat 
vielerlei Anfechtung ausgesetzt ist;

·	 an seinem Sozialstaat, der durch falsche Strukturen, 
vor allem aber durch massenhafte Einwanderung in die 
Sozialsysteme zunehmend in Frage gestellt wird.“53

Hiermit weist die „Patriotische Plattform“ deutliche Annä-
herungen an programmatische Forderungen von Rechtsau-
ßenparteien wie etwa den Republikanern oder pro NRW/pro 
Deutschland auf. Zugleich lässt diese Erklärung die Annahme 
zu, dass dieser Kreis seine Aufgabe darin sieht, gegen die 
multikulturelle Verfasstheit der deutschen Gesellschaft 
politisch aktiv zu werden. Diese Annahme wird durch einen 
schriftlich verfassten Standpunkt von Tillschneider auf der 
Internetseite der Plattform bekräftigt. Dort schreibt er:

„Das nächste Feld könnte die Kontroverse Leitkultur vs. 
multikulturelle Gesellschaft sein. Noch 2010 hat die CDU die 
multikulturelle Gesellschaft für gescheitert erklärt und ver-
sucht, sich auf eine deutsche Leitkultur zu berufen. Doch zwi-
schenzeitlich wurde die multikulturelle Gesellschaft im Dis-
kurs der etablierten Parteien und Medien zu einer kaum noch 
hinterfragbaren Selbstverständlichkeit, und Berufungen auf 
die deutsche Leitkultur sind zunehmend schwerer, fast schon 
unmöglich geworden. Halten wir diese Entwicklung auf! Was 
2010 in der CDU erlaubt war, kann 2014 in der AfD nicht ver-
boten sein. Holen wir uns, wie Alexander Gauland es so schön 
gesagt hat, die Diskurshoheit von den 68ern Stück für Stück 
zurück!“54

Solche Anfeindungen einer multikulturell verfassten 
Gesellschaft gehen einher mit nationalistischen Vorstellun-
gen: Ein nationalistisches Verständnis von Demokratie hat 
die AfD-Politikerin Beatrix von Storch mit der Aussage zum 
Ausdruck gebracht:

„Demokratie geht nur national. Sie geht nicht internatio-
nal. Sie heißt: Herrschaft des Volkes, es heißt: eines Volkes, 
nicht Herrschaft der Völker.“55
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Derartige Positionierungen, die dem Europaparlament im 
Grunde genommen die demokratische Legitimation abspre-
chen, machen es verständlich, dass die AfD in neurechten 
Publikationen wie der Wochenzeitung Junge Freiheit (JF) 
und von Teilen der Wählerschichten vom rechten Rand als 
Hoffnungsträgerin angesehen wird. Die JF hat sich seit der 
Parteigründung der AfD als deren publizistisches Unterstüt-
zungsmedium erwiesen. Umgekehrt stellen sich nahezu alle 
Mitglieder aus der AfD-Parteiführung für Interviews in der JF 
zur Verfügung. Auf derem 14. Sommerfest formulierte Ulrike 
Trebesius aus dem AfD-Bundesvorstand ein Grußwort, in 
dem sie laut Auskunft der JF die Bedeutung der Zeitung für 
eine „wirklich freie Presse“ zum Ausdruck brachte.56

3.4 Das Wählerpotenzial der AfD

Bundestagswahl 2013

Bei der Bundestagswahl 2013 erreichte die AfD 4,7 Pro-
zent der Wählerstimmen. Damit verfehlte die Partei ihr Ziel 
knapp, die Fünf-Prozent-Hürde zu überspringen. Allerdings 
muss berücksichtigt werden, dass es in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland bislang noch keiner Partei 
außer der AfD gelungen ist, innerhalb weniger Monate nach 
der Parteigründung bei einer Bundestagswahl einen solchen 
Achtungserfolg zu erzielen. 

Die meisten Wähler gewann die AfD von der FDP – laut 
Infratest dimap rund 430.000 Stimmen.57 340.000 kamen 
demnach von der Partei Die Linke, 290.000 von CDU und 
CSU, 180.000 von der SPD und 90.000 von den Grünen. 
210.000 AfD-Wähler hatten zuvor nicht gewählt. Zwischen 
diesen rund 1,54 Millionen Wählern und den knapp 2,06 Mil-
lionen Zweitstimmen, die die AfD auf sich vereinigen konnte, 
klafft eine Lücke von rund einer halben Million. Sie kamen 
laut Infratest dimap vor allem aus dem Bereich der Erstwäh-
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ler (100.000) und von früheren Wählern von Kleinparteien 
(410.000); hinzu kommen 10.000 aus dem Ausland Zuge-
zogene. Bei den 430.000 früheren FDP-Wählern, die für die 
AfD votierten, dürfte es sich laut Vorwahlumfragen vor allem 
um Bürger gehandelt haben, die sich am rechten Flügel der 
FDP orientiert hatten. „Überproportional viele“ AfD-Anhän-
ger „kommen vom rechten Flügel der FDP“, wurde der Leiter 
des Meinungsforschungsinstituts Forsa, Manfred Güllner, in 
der Woche vor der Wahl zitiert. Güllner konstatierte darüber 
hinaus signifikante Übereinstimmungen zwischen der AfD-
Anhängerschaft und dem Milieu der „Schönhuber-Republi-
kaner in den 90er-Jahren“.58 

Ihre besten Ergebnisse erzielte die AfD in den ostdeut-
schen Bundesländern. In Sachsen erreichte sie mit 6,8 Pro-
zent ihr stärkstes Resultat; darauf folgten Thüringen (6,2 
Prozent) und Brandenburg (6,0 Prozent). 5,6 Prozent erzielte 
die AfD in Mecklenburg-Vorpommern und in Hessen, ihrem 

Wählerwanderung AfD
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stärksten westdeutschen Bundesland. Unter vier Prozent 
blieb die Partei nur in Nordrhein-Westfalen (3,9 Prozent), Nie-
dersachsen (3,7 Prozent) und Bremen (3,7 Prozent). Die Spit-
zenergebnisse wurden in Bundesländern erzielt, in denen die 
Partei stärker als im Westen mit dem Thema Einwanderung 
geworben hat: Slogans wie „Einwanderung ja. Aber nicht in 
unsere Sozialsysteme!“ kamen dort auf Plakaten besonders 
häufig zum Einsatz. Die Tatsache, dass die NPD ebenfalls mit 
dem Thema Einwanderung in vielen ostdeutschen Bundes-
ländern zwischen zwei und drei Prozent an Wählerzustim-
mung erreichen konnte, verweist auf die Unterschiedlichkeit 
der Wählermilieus beider Parteien. Anders hingegen verhält 
es sich mit den Republikanern, die augenscheinlich ihr Wäh-
lerpotenzial an die AfD verloren haben.

Über das soziologische Profil der AFD-Wähler bei der Bun-
destagswahl gibt es kein einheitliches Urteil  in der Wahl- und 
Sozialforschung. Nach Peter Matuschek, Forsa-Bereichslei-
ter für Politik- und Sozialforschung, sei der „typische“ AfD-
Wähler „selbstständig, männlich, mit eher überdurchschnitt-
lichem sozialen Status und Einkommen“ ausgestattet: ein 
„Vertreter der gehobenen Mittelschicht“, der sich „zwischen 
unten und oben zerrieben fühlt“.59 Zu einem ganz anderen 
Resultat kommt Richard Hilmer, Geschäftsführer von Infra-
test dimap, dem zufolge die AfD-Wähler „aus allen Richtun-
gen“ kämen; die stärkste Zustimmung erhalte die „Professo-
renpartei“ tatsächlich unter Arbeiterinnen und Arbeitern.60 
Gesichert scheint hingegen zu sein, dass die AfD vorwiegend 
von jüngeren Menschen gewählt wurde; bei Seniorinnen und 
Senioren brachte sie es nur auf drei Prozent. Männer votier-
ten zu einem größeren Anteil für sie als Frauen. Entsprechend 
hatte die AfD ihre stärkste Wählergruppe bei Männern bis zu 
45 Jahren.61
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Europawahl 2014

Trotz einer – verglichen mit der Bundestagswahl – deutlich 
niedrigeren Wahlbeteiligung gewann die AfD bei der Euro-
pawahl am 25. Mai 2014 noch einmal rund 8.000 Stimmen 
hinzu. 2.065.162 Bürger votierten bundesweit für die Partei. 

62 Das entsprach einem Anteil von 7,0 Prozent. Im Vergleich 
der Bundesländer63 schnitt die AfD mit 10,1 Prozent erneut in 
Sachsen am besten ab. Deutlich überdurchschnittliche Ergeb-
nisse erzielte sie auch in Hessen (9,1 Prozent), Brandenburg 
(8,5 Prozent), Bayern (8,0 Prozent), Baden-Württemberg und 
Berlin (jeweils 7,9 Prozent).  Ergebnisse, die sich etwa in der 
Höhe des Bundesergebnisses bewegten, erreichte die AfD 
in Thüringen (7,4 Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (7,0 
Prozent), dem Saarland (6,8 Prozent), in Schleswig-Holstein 
(6,8 Prozent) und Rheinland-Pfalz (6,6 Prozent). Schwächer 
schnitt die Partei in Sachsen-Anhalt (6,3 Prozent), Hamburg 
(6,0 Prozent), Bremen (5,8 Prozent), Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen (jeweils 5,4 Prozent) ab.

Einer von der Forschungsgruppe Wahlen vorgelegten 
Analyse64 zufolge unterschieden sich AfD-Wähler vor allem 
in zwei politischen Themenbereichen vom Rest der Wäh-
lerschaft: Von den AfD-Wählern würden 47 Prozent (alle: 
15 Prozent) die EU-Mitgliedschaft negativ sehen sowie 57 
Prozent (alle: 35 Prozent) im Euro Nachteile erkennen; „weit 
überproportional viele“ sähen zudem im Bereich Ausländer 
und Zuwanderung ein großes Problem. 

60 Prozent hätten die AfD vor allem wegen der Inhalte 
gewählt, 39 Prozent sprachen der Analyse der Forschungs-
gruppe Wahlen zufolge von einem „Denkzettel“. Wie bei der 
Bundestagswahl schnitt die AfD bei Männern stärker als bei 
Frauen ab (neun bzw. fünf Prozent). Zwischen Berufstätigen 
und Arbeitslosen (acht bzw. neun Prozent) gab es kaum, zwi-
schen den Altersgruppen nur geringe Unterschiede. 

Auch wenn die Ergebnisse von jeweils etwa 2,06 Millio-
nen Stimmen bei Bundestags- und Europawahl den Schluss 
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nahe legen könnten, dass die AfD bereits über einen stabilen 
Stimmenpool oder gar eine Stammwählerschaft in annähernd 
dieser Größenordnung verfügen würde, deutet eine Untersu-
chung von Infratest dimap über die Wählerwanderungen65 
darauf hin, dass noch manches im Fluss ist. Verglichen mit 
der Bundestagswahl gewann die AfD von der Union unterm 
Strich 510.000 Wähler hinzu, von der SPD 180.000, von Die 
Linke 110.000, von der FDP 60.000 und den Grünen 30.000. 
Etwa in der gleichen Größenordnung gab die AfD aber auch 
Wähler ab, offenbar vor allem ins Lager der Nichtwähler.

Bei den Ansichten über die von ihnen präferierte Partei 
dominierten laut Infratest dimap bei den Wählern der AfD 
zwei Aussagen66: 97 Prozent der Befragten erklärten, die 
AfD „löst zwar keine Probleme, nennt die Dinge aber beim 
Namen“. 91 Prozent unterstützten die Aussage, die AfD „ach-
tet darauf, dass deutsche Interessen nicht zu kurz kommen“. 
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60 Prozent sagten, sie hätten die AfD „aus Enttäuschung 
über andere Parteien“ gewählt.67

Ihre persönliche wirtschaftliche Situation schätzten 82 
Prozent der AfD-Wähler als gut ein.68 Das waren fast so viele 
wie bei den Wählern von FDP und Union (jeweils 87 Prozent), 
Grünen (86 Prozent) und SPD (85 Prozent) und deutlich mehr 
als bei den Wählern von Die Linke (69 Prozent).

Bei der Frage, was bei ihrem Votum die größte Rolle 
gespielt habe, entschieden sich jeweils 41 Prozent für die 
Antworten „Stabile Währungen“ und „Soziale Sicherheit“, 
gefolgt von „Zuwanderung“ mit 40 Prozent.69 Deutlich weni-
ger AfD-Wähler hielten „Friedenssicherung“ (23 Prozent), 
„Wirtschaftswachstum“ (22 Prozent) oder „Umweltschutz“ 
(17 Prozent) für die wichtigsten Themen. Unter den Wäh-
lern aller Parteien spielten die Währungsstabilität nur für 29 
Prozent und das Thema Zuwanderung nur für 13 Prozent die 
größte Rolle. Auffällig auch die Unterschiede in der Frage, ob 
die Länder der EU mehr oder weniger gemeinsam handeln 
sollten: Unter den Wählern aller Parteien entschieden sich 
70 Prozent für mehr und 26 Prozent für weniger Gemeinsam-
keit.70 Bei den Wählern der AfD war es fast genau umgekehrt: 
31 Prozent für mehr und 67 Prozent für weniger Gemeinsam-
keit. 52 Prozent aller Befragten erklärten, Deutschland solle 
„andere EU-Länder in der Krise unterstützen“. Unter den 
AfD-Wählern entschieden sich lediglich 18 Prozent für diese 
Aussage. Während die Wähler von Grünen, Union, SPD und 
Linken in der EU-Mitgliedschaft Deutschlands in weit über-
wiegender Zahl eher Vorteile erkennen, meinen 44 Prozent 
der AfD-Wähler die Mitgliedschaft bringe eher Nachteile. Nur 
21 Prozent der AfD-Wähler erkennen eher Vorteile. Auch in 
der Frage der Zuwanderung unterscheiden sich die Bürger, 
die pro AfD votierten, deutlich von den Wählern anderer 
Parteien: 52 Prozent der AfD-Anhänger unterstützten die 
Aussage: „Die offenen Grenzen in Europa bedrohen unseren 
Wohlstand.“ Bei den Anhängern von Die Linke (34 Prozent), 
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SPD (30 Prozent), Union (27 Prozent) und Grünen (12 Pro-
zent) waren es deutlich weniger. 

Laut Infratest dimap wählten neun Prozent der Männer, 
aber nur fünf Prozent der Frauen AfD, bei den Arbeitslosen 
waren es fünf Prozent, bei Arbeitern zehn Prozent.71 

Das Berliner Forsa-Institut verortet die AfD-Anhänger-
schaft in ihrer bisherigen Zusammensetzung in Ober- und 
Mittelschicht (26 und 53 Prozent).72 55 Prozent hätten Abitur 
und/oder würden studieren und die Wirtschaftserwartungen 
pessimistisch beurteilen. 44 Prozent verfügen Forsa zufolge 
über ein Haushaltsnettoeinkommen von 3.000 Euro oder 
mehr. Vor allem Angestellte (62 Prozent) und Rentner (34 
Prozent) fänden Gefallen am eurokritischen Kurs der Partei, 
Selbstständige (20 Prozent), Beamte (10 Prozent) und Arbei-
ter (8 Prozent) eher nicht. Männer stellen demnach über zwei 
Drittel (69 Prozent) der AfD-Anhängerschaft, Frauen nur 31 
Prozent. 24 Prozent seien Katholiken, 29 Prozent Protestan-
ten und 47 Prozent konfessionslos. 57 Prozent sind verhei-
ratet. 42 Prozent leben in Orten mit einer Einwohnerzahl von 
unter 20.000.

Unterschiede machte Forsa in den Anhängerschaften 
rechtsextremer Parteien einerseits und der AfD andererseits 
aus. Die Sympathisanten der rechtsextremen Gruppierun-
gen wie der NPD fänden sich überdurchschnittlich häufig 
in Ostdeutschland, während sich die AfD-Anhänger im Ver-
hältnis der Gesamtbevölkerung auf Ost und West verteilen 
würden. „Anhänger der rechtsextremen Parteien sind jünger, 
eher Geringverdiener, überwiegend Hauptschulabsolven-
ten oder haben mittleren Schulabschluss und gehören in 
überdurchschnittlichem Maß den unteren sozialen Schich-
ten an“, erklärte Forsa-Leiter Manfred Güllner. Arbeiter und 
Arbeitslose seien im rechtsextremen Lager häufiger vertre-
ten als unter den AfD-Anhängern. Die „ Radikalen“ würden 
sich zudem, anders als AfD-Anhänger (28 Prozent), mit gro-
ßer Mehrheit (61 Prozent) dazu bekennen, politisch rechts zu 
stehen. Gemeinsam sei beiden Gruppen die pessimistische 
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Wirtschaftserwartung, der überdurchschnittliche Anteil der 
Konfessionslosen und die überproportionale Vertretung von 
Männern. Bei den einen wie bei den anderen werde den Par-
teien im Bundestag kaum politische Kompetenz zugetraut. 
Güllner macht die Trennungslinie zwischen beiden Lagern in 
der sozialen Schichtzugehörigkeit aus: „Anhänger der AfD 
stammen eher aus der Ober- und Mittelschicht mit relativ 
hohem Einkommen und entsprechend hoher Schulbildung, 
während Sympathisanten der rechtsextremen Parteien dage-
gen überwiegend aus den unteren sozialen Schichten mit 
geringem Einkommen und geringer Schulbildung kommen.“ 
Allerdings erwartet Forsa, dass nach der Europawahl und der 
öffentlichen Debatte über das gute Abschneiden der AfD die 
Partei nun offenbar auch Zulauf von Angehörigen der unteren 
Schichten bekomme, die bislang eher zur Wahlenthaltung 
tendiert hätten.

3.5 Die AfD und der rechte Rand

Die Partei wird von weiten Teilen der Politikwissenschaft 
als rechtspopulistisch oder rechtspopulistisch beeinflusst 
bezeichnet.73 

Die AfD wehrt sich gegen den Vorwurf, rechtspopulisti-
sche Positionen zu vertreten oder personell durch Rechtspo-
pulisten beeinflusst zu sein. Tatsächlich aber übte die neue 
Partei nicht nur auf frühere Mitglieder von CDU und FDP 
sowie vormals nicht parteipolitisch gebundene Bürger, die 
Anstoß an der Euro-Rettungspolitik der Bundesregierung 
nahmen, eine besondere Anziehungskraft aus. Hoffnungen 
auf das neue Parteienprojekt setzten früh auch zwei Grup-
pen am rechten Rand des politischen Spektrums: 

·	 Zum einen (frühere) Mitglieder und Anhänger bis-
her erfolgloser rechter Kleinparteien. Sie hatten die 
Erfolglosigkeit dieser Parteien zu konstatieren. Die 



49

rechtspopulistische Partei  Die Freiheit etwa blieb seit 
ihrer Gründung 2010 eine Randerscheinung. Gleichzei-
tig erkannte Rene Stadtkewitz, ihr Gründer und erster 
Vorsitzender, eine programmatische Nähe zur AfD: 
„Ein Vergleich der Programme zeigt, die Ziele der AfD 
decken sich zu min. 90 Prozent mit unseren.“74 Beinahe 
logische Folge war, dass Stadtkewitz nach der Bundes-
tagswahl 2013 erklärte, seine Partei habe beschlossen, 
„ihre bundes- und landespolitischen Vorhaben einzu-
stellen“. Die AfD werde „einen Großteil unseres Anlie-
gens, unserer Positionen nun dorthin tragen, wo es den 
Altparteien am meisten weh tut: in die Parlamente“. Im 
steten Niedergang befinden sich seit zwei Jahrzehnten 
auch Die Republikaner. Auch aus deren (Ex-)Mitglied-
schaft waren manche auf der Suche nach einer Alter-
native. Quantitativ waren diese Parteiwechsler von 
rechtsaußen in der AfD stets in der Minderheit. Michael 
Stürzenberger, Nachfolger von Stadtkewitz als Die Frei-
heit-Vorsitzender, schätzte, dass bis zum Oktober 2013 
etwa 500 frühere Freiheit-Mitglieder zur AfD gewech-
selt waren.75 Dies korrespondiert mit einer Angabe der 
AfD-Landesvorsitzenden in Sachsen, Frauke Petry. Sie 
erklärte im Herbst 2013, etwa ein Dreißigstel der AfD-
Mitglieder in ihrem Landesverband seien zuvor Freiheit-
Mitglieder gewesen.76 Doch die Parteiwechsler hatten 
zwei Vorteile gegenüber den AfD-Mitgliedern, die erst-
mals parteipolitisch aktiv geworden waren: Einerseits 
beherrschten sie dank ihrer Vorerfahrung bereits par-
teiinterne Instrumentarien, von der Satzung bis zur 
Geschäftsordnung. Andererseits wussten sie um die 
Wichtigkeit, Netzwerke zu bilden, um in einflussreiche 
Positionen zu gelangen.

·	 Zum anderen Mitglieder vom rechten Flügel lokaler 
Wählergemeinschaften. Der weit überwiegende Teil der 
freien Wählergemeinschaften ist dem demokratischen 
Spektrum zuzuordnen, von einer eher ökologischen bis 
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hin zu einer konservativen Orientierung. Allerdings las-
sen sich auch lokale Gruppen erkennen, die eine Nähe 
zum rechten Rand aufweisen. Beispielhaft dafür stehen 
etwa die Freien Wähler Frankfurt. Für Mitglieder loka-
ler Wählergemeinschaften – und damit auch für deren 
rechten Teil – hatte sich schon immer die Frage gestellt, 
wie man über die Ebene der eigenen Stadt oder des 
Kreises hinaus politisch wirksam werden könnte. Ein 
Modell war die AfD.

Der Einfluss solcher (Ex)-Mitglieder von Rechtsaußen-
Parteien und  -Wählergemeinschaften auf Bundesebene hält 
sich seit der Gründung der Partei in engen Grenzen. Anders 
sieht es in vielen Regionen auf Landes- und auf kommunaler 
Ebene aus. Zwar bemühte sich die Parteispitze, Personen, 
die persönlich oder politisch als Belastung gelten konnten, 
zu bremsen und umgekehrt Mitglieder zu fördern, mit denen 
ein Parteiaufbau ohne negative Schlagzeilen möglich wäre. 
Doch nicht immer waren solche Versuche erfolgreich.

Rechte Hoffnungen 

Die AfD Hamburg war einer der ersten Landesverbände der 
Partei, dessen Rechtsaußen-Kontakte für Unruhe sorgten. 
Anstoß erregte, dass mit Jens Eckleben ein führendes Mit-
glied in der Hansestadt zuvor Landesvorsitzender der Par-
tei Die Freiheit gewesen war. Über Eckleben wurde zudem 
berichtet, auf seinem Youtube-Kanal stoße man auf eine 
Datei mit dem Titel „Historisches Liedgut aus dem 19. Jahr-
hundert – Interpret: Frank Rennicke“.77 Rennicke ist einer 
der bekanntesten Neonazi-Musiker. Ecklebens Engagement 
bei der Alternative für Deutschland war unter anderem ein 
Grund, warum der ehemalige FDP-Politiker Sigurd Greinert 
Anfang Mai 2013 entnervt die Hamburger AfD verließ. Par-
teimitglieder wie Eckleben würden „von der Parteiführung 
ungehindert islamkritische oder andere meines Erachtens 
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am rechten Rand fischende Blog-Einträge verfassen“, kri-
tisierte Greinert: „Ich kann eine Partei nicht länger unter-
stützen, die es zulässt, dass Mitglieder aus Parteien mit 
rechtspopulistischen Motiven unkontrolliert aufgenommen 
werden.“78 In der Folge sorgte die Spitze der Hamburger 
AfD dafür, dass Eklats wie derjenige um Eckleben ausblie-
ben. Er wurde auf die hinteren Ränge der Partei verbannt. 
Laut Meldungen des Internetportals publikative.org hielt 
die AfD Hamburg jedoch Kontakt zu dem im Frühjahr 2013 
gegründeten Konservativ-Freiheitlichen Kreis Hamburg, der 
sich eigenen Angaben zufolge unter Mitwirkung von Akti-
visten um das islamfeindliche Internetportal Politically 
Incorrect (PI) und von „Leuten der Identitären Bewegung“ 
gebildet hatte.79  Der Konservativ-Freiheitliche Kreis hatte 
schon bald nach seiner Gründung etwa Oberst a.D. Man-
fred Backerra als Referenten eingeladen, der wegen sei-
ner Rechtsaußen-Aktivitäten 2004 Hausverbot von seinem 
ehemaligen Arbeitgeber, der Führungsakademie der Bun-
deswehr, bekommen hatte. Eingeladen war auch Wolfram 
Schiedewitz, der seinen Verein Gedächtnisstätte vorstellen 
sollte – ein Verein, der regelmäßig Veranstaltungen mit 
Geschichtsrevisionisten durchführt. 

Im Landesverband Niedersachsen machte vor allem der 
Kreisverband Göttingen Schlagzeilen. Einer seiner stellver-
tretenden Vorsitzenden gehörte der Burschenschaft Han-
novera Göttingen an, die bis kurz zuvor dem wegen seiner 
Kontakte in die extreme Rechte in die Kritik geratenen Dach-
verband Deutsche Burschenschaft angeschlossen war.80 Von 
einem anderen Kreis-Vize kursierte im Internet ein Bild – von 
dem so Porträtierten als Fotomontage dargestellt –, das ihn 
mit Hitlergruß zeigte.81 Beide traten Ende August 2013 von 
ihren Ämtern im Vorstand zurück.82 Dem Landesvorstand 
gehörte zeitweise Wilhelm von Gottberg an. Von Gottberg 
hatte im November 2012 eine Laudatio bei der Verleihung 
des „Kulturpreises Wissenschaft“ an Gerd Schultze-Rhon-
dorf gehalten. Schultze-Rhondorf hatte sich mit seinem 
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2003 veröffentlichten Buch „1939 – Der Krieg der viele Väter 
hatte“ einen Namen in der extremen Rechten gemacht. In 
seiner Laudatio erklärte von Gottberg, Schultze-Rhondorf 
sei „mit seinen Veröffentlichungen zu einem Hoffnungsträ-
ger für die nachwachsenden Generationen“ geworden – und: 
„Es wird – wann auch immer – ein Ende haben mit der Paria-
rolle Deutschlands in der Völkergemeinschaft.“83 

Zu den Parteigliederungen, in denen vormalige Die 
Freiheit-Mitglieder aktiv wurden, gehörte auch die AfD 
Mecklenburg-Vorpommern. Der frühere Vorstandsspre-
cher des Landesverbandes, Andreas Kuessner, hatte 
sogar dem Bundesschiedsgericht der Freiheit angehört. 
Auch als Autor eines Manifests mit dem Titel „Mehr Pat-
riotismus wagen“ hatte sich Kuessner in seiner früheren 
Partei einen Namen gemacht. Ende 2011 erklärte er, er 
stehe nicht nur „für mehr Patriotismus“ ein, sondern auch 
dafür, den „Ungeist der politischen Korrektheit“ und die 
„Zuwanderung von Integrationsverweigerern“ zu bekämp-
fen.84 Das Handelsblatt wies zudem im Sommer 2013 auf 
die Facebook-Seite des Landesschatzmeisters Klaus-Peter 
Last hin. Last habe zwar „mehrere Jahre bei den Grünen“ 
verbracht, schrieb die Zeitung: „Allerdings zeigt er auf 
seiner Facebook-Seite offen Sympathie für den Gitarristen 
Sascha Korn, dessen Lieder auch auf einer NPD-Schulhof-
CD erschienen sind.“85 Landessprecher Steffen Wand-
schneider machte im vorigen Jahr wiederholt Schlagzeilen, 
weil er gegen den Willen des Bundesvorstands Kontakte 
mit der britischen Rechtspartei United Kingdom Inde-
pendence Party (UKIP) und der FPÖ-Abspaltung Bündnis 
Zukunft Österreich (BZÖ) knüpfte und Bündnisse dieser 
Parteien mit der AfD in Aussicht stellte. Nach einem Tref-
fen mit dem UKIP-Vorsitzenden Nigel Farage sagte Wand-
schneider gegenüber der rechten Wochenzeitung Junge 
Freiheit, bei dem „sehr persönlichen Gespräch“ mit Farage 
sei es auch um die Frage einer künftigen Zusammenarbeit 
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Junge Freiheit 
Die Junge Freiheit (JF) ist eine 1986 gegründete Zei-
tung, die seit 1994 als Wochenzeitung erscheint und 
als Sprachrohr der sogenannten ‚Neuen Rechten‘ ange-
sehen werden kann.86 Ein zentrales Bestreben der 
Redaktion ist der Aufbau einer neuen politischen Kraft 
rechts des derzeit existierenden demokratischen Par-
teienspektrums. In der AfD sieht die JF einen möglichen 
Hoffnungsträger für ihr lang gehegtes Ansinnen. Die JF 
verfolgt damit offensichtlich den Zweck, die AfD als poli-
tisches Zugpferd für ihre Forderung nach einer Re-Nati-
onalisierung des Politischen nutzbar zu machen. Chef-
redakteur Dieter Stein sah im April 2013 in der AfD das 
Mittel, „die sonst übliche Schweigespirale zu durchbre-
chen“. Er schrieb ihr das Potenzial zu, „das vorhandene 
Parteiensystem zu öffnen und die Marktgesetze auch in 
der Politik wieder zum Wirken zu bringen, wo sich die 
Bürger in entscheidenden Fragen wie in der DDR nur 
noch einer Nationalen Front von CDUCSUFDPSPDGrüne 
gegenübersahen“.87 In einem Kommentar vom 24. Januar 
2014 schrieb Stein, die Europawahl werde für die AfD 
zur „Schicksalsentscheidung“. Die junge Partei dürfe 
sich „nicht in die Defensive drängen lassen“.88 Stein: 
„Der ,neue Tugendterror’ (Sarrazin) der Politischen Kor-
rektheit lähmt eine offene Debatte über brennende Fra-
gen und schränkt den demokratischen Diskurs ein. Die 
Euro-Krise hat ein Repräsentationsdefizit breiteren Aus-
maßes aufbrechen lassen. Hier wächst die Aufgabe der 
AfD.“ Offensichtlich sei, dass die Partei langfristig „einer 
thematischen Verbreiterung bedarf: Familienpolitik, die 
kulturelle Definition eines Europas der Nationalstaaten, 
eine souveränere deutsche Außenpolitik, nicht zuletzt 
die dramatischen Konsequenzen des demographischen 
Niedergangs und der Massenzuwanderung“.
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im EU-Parlament gegangen.89 Im Dezember 2013 schied 
Wandschneider aus dem Landesvorstand aus. Auch nach 
einer neuen Vorstandswahl im Februar 2014 kam der Lan-
desverband nicht zur Ruhe. 

Nicht nur aus der Freiheit, sondern auch von einer ande-
ren Gruppierung des rechten Randes hatte die AfD Sach-
sen Zulauf: In Chemnitz rief die Ernennung eines Mitglieds 
aus der Stadtratsfraktion der rechten Bürgerbewegung pro 
Chemnitz zum Schatzmeister der örtlichen AfD öffentliche 
Auseinandersetzungen hervor. Nach internen Streitereien 
trat er von diesem Posten wieder zurück.90 Eine neue politi-
sche Heimat fand auch Karl-Heinz Obser bei der AfD, der frü-
her DSU-Landeschef war und später mit Ex-NPD-Mitgliedern 
ein „Bündnis für Sachsen“ schmieden wollte.91

Dass die Basis der AfD deutlich rechts von der auf Bun-
desebene vorgegebenen Linie positioniert ist, legen die 
Ergebnisse einer Mitgliederbefragung zur Programmatik der 
Partei nahe, die der Landesverband Bayern zum Jahreswech-
sel durchführte.92 Die Mitglieder würden „keine weichgespül-
ten Formulierungen“ wollen, erklärte Petr Bystron, Vorstand 
des Ausschusses für Europa- und Außenpolitik der AfD Bay-
ern, im Interview mit dem Magazin  eigentümlich frei.93 Bys-
tron: „Wir wollen ,klare Kante‘ kommunizieren.“ Politically 
Incorrect (PI) kommentierte: „Die Ergebnisse zu den Islam-
Fragen zeigen, dass ein Großteil der AfD-Mitglieder einen 
islamkritischen Kurs unterstützt, der über die bisher von 
der Parteispitze geäußerten Bedenken hinausgeht.“94 89,6 
Prozent teilten die Aussage, die AfD stelle sich „einer durch 
Drittstaaten gelenkten und finanzierten Ausbreitung des 
Islams in Europa, die gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung und den Rechtsstaat gerichtet ist und sich als 
Eroberung Europas versteht, entgegen“, freute man sich bei 
PI. Das Internetportal Endstation Rechts befand, die Mitglie-
der des bayerischen Landesverbandes hätten sich für einen 
„ultrarechten Kurs“ ausgesprochen: „Besonders islamfeind-
liche Thesen finden an der Basis hohe Zustimmung.“95 Mehr 
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als 90 Prozent der Teilnehmer glaubten demnach, „Tenden-
zen zur Errichtung einer islamischen Theokratie“ erkannt zu 
haben.

Nicht nur die Ergebnisse der Befragung in Bayern und die 
Formulierungen im Landtagswahlprogramm in Sachsen (siehe 
Kapitel 3.3) legen die Vermutung nahe, dass das Bemühen 
um eine verbale Mäßigung unterhalb der Bundesebene eher 
kritisch gesehen wird. Auch auf lokaler Ebene: So legte 
etwa der Kreisverband Dahme-Spreewald (Brandenburg) ein 
Wahlprogramm zur Kommunalwahl vor, in dem u.a. gefordert 
wurde, die Einrichtung von Asylbewerberheimen müsse an 
„Volksentscheide“ auf Gemeindeebene geknüpft werden.96

Drei Landesverbände machten über Monate wegen ihres 
(zeitweiligen) Rechtstrends Schlagzeilen.

Der Fall Nordrhein-Westfalen 

Bis in die ersten Monate des Jahres 2014 wurde die NRW-AfD 
vom Konflikt zweier Flügel beherrscht: einem wirtschaftslibe-
ralen und einem nationalkonservativ-rechtspopulistischen 
Flügel, personalisiert durch den ersten Landesvorsitzenden 
Alexander Dilger auf der einen Seite und einem seiner Stell-
vertreter, AfD-Mitbegründer Martin E. Renner, auf der ande-
ren Seite. Renner sagte über sich, er stehe für die „konser-
vativ-liberale, patriotische Position in der AfD“.97 Bei einer 
Mitgliederversammlung der Landespartei im Januar 2014 
„geißelte“ er einem WDR-Bericht zufolge das „nationale 
Identitäten zerstörende EU-Projekt der politischen Pseudo-
Eliten“.98 Das Europäische Parlament nannte er „eine Fas-
sadendemokratie“ und kritisierte eine angebliche „Islami-
sierung der Alltagswelt“. Dilger, ein früheres FDP-Mitglied, 
Euro-, aber nicht EU-Gegner und in gesellschaftspolitischen 
Fragen eher liberal eingestellt, widersprach Renners Selbst-
einschätzung als „konservativ-liberal“: „Was die politischen 
Inhalte angeht, verstehe ich Ihre Selbstzuschreibung als 
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nicht nur, aber auch liberal nicht und halte selbst konserva-
tiv für nicht den richtigen Ausdruck. Bernd Lucke oder Konrad 
Adam sind konservativ, Sie sind ultrakonservativ bzw. reakti-
onär.“99 Manchmal, so Dilger zudem, lasse Renner die nötige 
Abgrenzung zum Rechtsextremen vermissen. Verschärft wor-
den war die Auseinandersetzung dadurch, dass Renner trotz 
der Absage von AfD-Sprecher Lucke an eine Zusammenarbeit 
mit der United Kingdom Independence Party ein Bündnis der 
AfD mit der britischen Partei befürwortete. Der Streit beider 
Fraktionen führte im Herbst letzten Jahres zur Handlungsun-
fähigkeit des Landesvorstands. Dilger trat zurück, Renner 
wurde bei einem Parteitag abgewählt. 

Der Streit zwischen liberalen und nationalkonservativ-
populistischen Kräften führte dazu, dass ein Funktionär wie 
Hermann Behrendt, einer der stellvertretenden Landesspre-
cher, quasi die „Mitte“ des Landesverbandes bilden konnte. 
Das überrascht auf den ersten Blick, da sich Behrendt in der 
Vergangenheit als Vertreter demokratietheoretisch fragwür-
diger Modelle hervorgetan hat. Behrendt plädierte dafür, 
die parlamentarische Demokratie in Deutschland durch eine 
„mandative Demokratie“ zu ersetzen.100 Demnach sei die 
Regierung nicht vom Parlament, sondern direkt zu wählen; 
dasselbe solle für den Bundespräsidenten gelten. Gleichzei-
tig sprach sich Behrendt für den „Verzicht“ auf das „überflüs-
sige Parlament“ aus.101 Zwar forderte er einen „offenen Dis-
kurs“ in einem „Bürgerforum“ über politische Belange und 
„direktdemokratische Eingriffsmöglichkeiten“. Doch dabei 
war nicht ersichtlich, wie die Regierung noch kontrolliert wer-
den sollte. Sie solle, schlug Behrendt vor, Gesetze in eigener 
Vollmacht per Erlass verkünden können – eine Konzeption, 
die mit der Tradition der Gewaltenteilung brechen würde.

Während Behrendts Vorstellungen von einer „Mandativen 
Demokratie“ parteiintern nicht erkennbar auf Kritik stießen, 
verhielt sich dies bei der Personalie Ulrich Wlecke anders. 
Wlecke war bei einem Landesparteitag auf Platz vier der 
Kandidatenliste für die Bundestagswahl gewählt worden. 
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In seiner Studienzeit war er Mitglied in der Burschenschaft 
Franconia. Gemeinsam mit Bundesbrüdern aus der Franco-
nia wurde er auch beim Ring Freiheitlicher Studenten (rfs) 
aktiv, der 1977 gegründet worden war und – nach öster-
reichischem Vorbild – als rechte Alternative zur CDU-Hoch-
schulorganisation RCDS fungierte. Von 1989 bis 1992 war er 
zudem Mitglied der Republikaner und soll auch in die Ver-
suche der REP involviert gewesen sein, eine Parteistiftung, 
die Franz-Schönhuber-Stiftung zu gründen.102 Doch nicht nur 
weit zurückliegende Aktivitäten wurden dem Düsseldorfer 
vorgehalten: Noch in den Jahren 2009 und 2010 war er für 
die rechtspopulistische FPÖ tätig – als „Budget-Experte“ 
bei Parlamentsanhörungen in Wien. Schon kurz nach seiner 
Wahl auf die Landesliste meldeten sich AfD-Mitglieder und 
-Anhänger zu Wort, die mit FPÖ-nahen Positionen nichts zu 
tun haben wollten. AfD-Mitglieder verfassten einen „Düssel-
dorfer Appell“ und sprachen sich gegen die Aufnahme von 
ehemaligen Mitgliedern von NPD, DVU, Republikanern, pro 
Köln, pro NRW und Freien Wählern Düsseldorf aus. Bei Ver-
tretern des rechten Parteiflügels wiederum stieß der „Düs-
seldorfer Appell“ auf Widerspruch. Renner nannte ihn „eine 
Hysterisierung, eine Hexenjagd“, wie die Welt am Sonntag 
berichtete.103 Zu stoppen war Wlecke auch mit dem „Appell“ 
nicht mehr: Bei der Kommunalwahl am 25. Mai trat er als 
Spitzenkandidat seiner Partei in der Landeshauptstadt an.

Nicht nur Wleckes Kandidatur in Düsseldorf wirft Fragen 
zur politischen Positionierung der AfD im einwohnerstärks-
ten Bundesland auf. In Essen trat die AfD gleich mit sechs 
ehemaligen Republikanern auf ihrer Kandidatenliste am 25. 
Mai 2014 zur Wahl des Stadtrats an.104 Ebenfalls für die AfD 
in Essen kandidierte Nicolai Boudaghi Vandchali. Bouda-
ghi, seinerzeit als Mitglied von Die Freiheit vorgestellt, war 
im Februar 2013 in den nordrhein-westfälischen Landesvor-
stand des Rings Freiheitlicher Jugend (RFJ) gewählt worden 
– eine von Nachwuchskräften der rechtspopulistischen Bür-
gerbewegung pro NRW dominierte Organisation. Im August 
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2012 sprach er in Köln bei einer Demonstration der German 
Defence League (GDL). Im Vorfeld jener Veranstaltung hatte 
er erklärt, es gehe darum, „ein System zu stoppen, was sich 
nicht mal mehr die Mühe gibt seinen diktatorischen Charak-
ter zu verbergen“. Es werde Zeit, „sich dem entgegenzustel-
len mit allem, was uns zur Verfügung steht“. 

Die Zeiten, da der Landesverband von – nach AfD-Maßstä-
ben – liberalen Kräften geführt wurde, scheinen erst einmal 
vorbei zu sein. Als neuer Landessprecher wurde bei einem 
Parteitag am 7. Juni 2014 Marcus Pretzell gewählt105, der als 
Kritiker und potenzieller Rivale von Parteichef Lucke gehan-
delt wird. Am deutlichsten waren die Differenzen zwischen 
beiden in der Frage geworden, mit welchen Parteien die AfD 
im Europaparlament zusammenarbeiten solle. Lucke hatte 
früh signalisiert, dass er die britischen Konservativen favo-
risierte. Pretzell machte sich zum Fürsprecher jener Mitglie-
der, die Sympathien für ein Bündnis mit der UKIP hegten. Bei 
einem Parteitag zur Europawahl sagte er einem Mitschnitt 
seiner Rede zufolge, die britischen Konservativen könnten 
„keine Partner für uns sein“. Seine Begründung: Die Tories 
würden in ihrer Fraktion mit „germanophoben Parteien“ wie 
der tschechischen ODS oder der polnischen PiS zusammen-
arbeiten. Pretzells Ansage vor den Delegierten in Berlin war 
deutlich: „Persönlich sage ich Ihnen: Für die Tories stehe 
ich nicht zur Verfügung.“ Mit knapp 55 Prozent der Stimmen 
wählten ihn die Delegierten gleichwohl auf Platz 7 der AfD-
Liste zur Europawahl. Pretzell trat auch bei einer Veranstal-
tung mit UKIP-Chef Nigel Farage Ende März in Köln auf. Für 
seinen Auftritt handelte sich Pretzell eine Rüge des Bundes-
vorstands ein106, in den er wenige Tage zuvor gewählt worden 
war.107

Neben der Wahl Pretzells an die Spitze der NRW-AfD fasste 
der Landesparteitag vom 7. und 8. Juni 2014 einen weiteren 
Beschluss, der als Richtungsentscheidung gewertet werden 
kann. Als erster Landesverband bundesweit erkannten die 
Delegierten die Junge Alternative (JA) als offizielle Jugend-
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organisation an.108 Die JA hatte die Kölner Farage-Veranstal-
tung organisiert und mit provokativen Kampagnen auch bei 
der AfD-Spitze für Unbehagen gesorgt. In einem entschei-
denden Teil der Programmatik weicht sie von der Parteilinie 
ab. Während Lucke wiederholt erklärte, es gehe ihm um eine 
Reform der EU, heißt es bei der JA: „Die Junge Alternative für 
Deutschland setzt sich für eine demokratische Auflösung der 
Europäischen Union ein und fordert stattdessen eine Wirt-
schaftsgemeinschaft nach Vorbild der ,Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft’ (EWG).“109 

Der Fall Hessen

Die AfD in Hessen war der Landesverband der Partei, der 
aus Sicht des Bundesvorstands in den letzten Monaten die 
meisten negativen Schlagzeilen produziert hat. Für einen 
Rechtstrend der Hessen-AfD standen früh zwei Namen: Hein-
rich Hofsommer und Wolfgang Hübner. Das zeitweilige Lan-
desvorstandsmitglied Hofsommer war von 1990 bis 1991 
und von 1993 bis 1995 für die CDU Mitglied des hessischen 
Landtags. 1997 verließ er die Union. 2002 versuchte er sich 
am Aufbau eines hessischen Landesverbands der Schill-Par-
tei.110 Später ging er für eine Weile zum Bund Freier Bürger 
(BFB). Von 1995 an arbeitete er im hessischen Hünfeld als 
Leiter der Jahnschule, die er 2002 im Streit verließ. Damals 
waren Beschwerden bekannt geworden, denen zufolge er 
etwa eine siebte Klasse während des Englisch-Unterrichts 
den Satz im Chor wiederholen ließ: „In Germany there are too 
many immigrants.“ Auch habe er schon in den 1980er-Jah-
ren während seiner Tätigkeit an einer Schule im hessischen 
Niederaula die Schülerinnen und Schüler „Deutschland, 
Deutschland über alles“ singen lassen, kritisierten Eltern-
vertreter.111 

Besonderes Lob in Rechtsaußen-Kreisen hat Wolfgang 
Hübner, Ratsmitglied der Freien Wähler Frankfurt und ehe-
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mals stellvertretender Landessprecher der AfD Hessen, 
erhalten. Er habe mit seinen Äußerungen des Öfteren „für 
empörte Reaktionen zart besaiteter und politisch überkor-
rekter Parteifreunde“ gesorgt, hieß es Mitte Mai 2013 aner-
kennend auf der Website der Rechtsaußen-Monatszeitschrift 
Zuerst.112 Hübner hatte unter anderem behauptet, die NSU-
Morde würden „politisch instrumentalisiert“; die „Situation“ 
werde „von verschiedenen Einwanderer-Lobbyisten in unver-
schämter Weise“ genutzt, „um von dem Staat zusätzliche 
materielle und ideelle Zuwendungen zu fordern“.113 „Hüb-
ner steht für politische Brandstiftung am rechten Rand des 
Parteienspektrums“, urteilte die Frankfurter Rundschau: „Es 
ist leicht erkennbar, dass er den verbreiteten Unmut über 
die europäische Währungspolitik und ihre sozialen Folgen 
(...) nur als politischer Trittbrettfahrer nutzen möchte.“ Ihm 
gehe es „um viele andere Ziele und Inhalte – etwa um Stim-
mungsmache gegen muslimische Migranten, auch gegen 
die Menschen, die als Teil der großen europäischen Armuts-
wanderung nach Deutschland und Frankfurt kommen“.114 Im 
Interview mit der Zeitschrift Sezession hatte Hübner im April 
2013 in der Tat bestätigt, dass ihm an einer weit über die 
Euro-Thematik hinausgehenden Programmatik gelegen war: 
„Die Arbeit an einem umfassenden Parteiprogramm hat erst 
begonnen“, erklärte er dort. „Wenn das Programm formuliert 
ist, wird die AfD eine echte Alternative auch in vielen ande-
ren Fragen sein – ich bin da sehr optimistisch.“115

Anfang Oktober 2013 befand Hübner offenbar mit Blick 
auf FPÖ, Front National und Partij voor de Vrijheid: „Der 
andauernde und weiter ansteigende Erfolg von sogenann-
ten ,rechtspopulistischen’ Parteien in Österreich, Frankreich 
oder Holland und anderen Staaten beweist, dass mit ein-
wanderungs- und islamkritischen, dazu euro- und globalisie-
rungskritischen Positionen Wahlen sehr erfolgreich bestrit-
ten werden können.“116 Bereits „der Achtungserfolg der 
keineswegs ,rechtspopulistischen’ AfD“ bei der Bundestags-
wahl signalisiere „eine Veränderung des gesellschaftlichen 
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und politischen Klimas in Deutschland, das künftig zumin-
dest ,rechtspopulistischen’ Positionen weit größere Wirkung 
als in der Vergangenheit sichert. Die AfD ist also gut beraten, 
solche Positionen inhaltlich und personell zu integrieren, 
will sie noch größeren Erfolg haben“. Integrieren solle man 
„auch eine fundierte Kritik an den Islamisierungstendenzen 
in Deutschland“.

Hübner war auch einer derjenigen, die im vorigen Novem-
ber eine organisatorische Krise im hessischen Landesver-
band auslösten.117 Bei einem Landesparteitag trat der kom-
plette Vorstand zurück. Zur Neuwahl der Führungsspitze 
kam es aber nicht, da mehr als ein Drittel der erschiene-
nen Mitglieder den Saal verließen und den Parteitag damit 
beschlussunfähig machten. Die Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung berichtete, etwa 160 der insgesamt 415 anwe-
senden Mitglieder seien hinausgegangen.118 Darunter waren 
auch Hübners Anhänger. „Hessens AfD zerlegt sich selbst“, 
bilanzierte die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung den 
misslungenen Parteitag.

Auch mit einem neuen, bei einem weiteren Parteitag drei 
Wochen später gewählten Vorstand gelang es nicht, aus den 
Schlagzeilen zu kommen. Zunächst fiel Landessprecher Vol-
ker Bartz durch rechten Jargon auf. Einem Bericht der FAZ 
zufolge sagte er, er spreche sich vor allem dagegen aus, 
„dass Einwanderer und Sozialschmarotzer die deutschen 
Sozialsysteme ausbeuten“.119 Dann wurden Äußerungen 
von Schatzmeister Peter Ziemann bekannt. Wie Frankfurter 
Rundschau120 und Frankfurter Allgemeine Zeitung berichte-
ten, hatte Ziemann bei Facebook geschrieben: „Mir sind nati-
onale Korruption und Mafiosi lieber – bei denen weiß man 
zumindest, woran man ist – als die internationalen Mafiosi, 
die unter dem Deckmantel von Demokratie, Humanismus 
und Multikulti die Menschheit in einem öko-faschistischen 
Gefängnisplaneten versklaven wollen.“121 Konkret seien das, 
so gibt die FR Ziemanns Facebook-Eintrag wieder: die jüdi-
sche Bankiersfamilie Rothschild, der liberale jüdisch-ame-
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rikanische Milliardär George Soros, die Unternehmerfamilie 
Rockefeller „und die ganzen freimaurerisch organisierten 
Tarnorganisationen, die ein Großteil unserer Politiker-Attrap-
pen über ihre Führungsoffiziere steuern“. Auf der Internet-
seite eines Unternehmens, für das Ziemann als Autor von 
Marktanalysen tätig war, hatte er zudem 2012 notiert: „Der 
heutige Sozialismus, der sich Demokratie schimpft, muss 
das gleiche Schicksal wie der Ostblock vor mehr als 20 Jah-
ren erleiden. Nur so können wir die satanistischen Elemente 
der Finanz-Oligopole von den westlichen Völkern wieder 
abschütteln, die wie die Zecken das Blut der Völker aussau-
gen und die Körper mit tödlichen Bakterien verseuchen.“ 
Ziemann wurde nur fünf Tage nach seiner Wahl seines Amtes 
enthoben. Landessprecher-Kollege Volker Bartz geriet mit in 
den Strudel – unter anderem, weil er, so die FAZ, Ziemanns 
Äußerungen in einer parteiinternen E-Mail als „für intellektu-
elle Personen philosophisch interessant“ bezeichnet hatte. 

Ohne Bartz und Ziemann beim Namen zu nennen, stellte 
sich Hübner an deren Seite. In einem Text mit dem Titel 
„Die AfD am Jahresende: Leider keine Alternative - Zu wenig 
Politik, zu viel Gezänk und Intrige“, veröffentlicht auf der 
Internetseite der Freien Wähler Frankfurt2, monierte er, im 
Erscheinungsbild der Partei würden „allerlei Abgrenzun-
gen, Rücktritte, Machtspiele, Intrigen und auch Denunziati-
onen“ dominieren.122 „Ausgerechnet in der AfD, auf der so 
große Hoffnungen auf Widerstand, ja sogar Kampf gegen die 
informelle Herrschaft der sogenannten ,Politischen Korrekt-
heit’ ruhten, wird mit selbstmörderischer Intensität jegliche 
,rechte’ Gesinnung oder Äußerung exorziert.“ Zwar müsse 
sich die Partei selbstverständlich gegen Rechtsextremismus 
und rechtsextreme Einflüsse oder Provokateure schützen, 
räumt Hübner ein, schließt aber umgehend die Frage an: 
„Muss sie das zur Freude und zum Gespött ihrer wahrlich 
nicht wenigen Gegner in einer Weise tun, die auch keines-
wegs rechtsextreme Mitglieder öffentlich an den Pranger 
stellt, ihre bürgerliche Existenz gefährdet und nicht zuletzt 
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das ganze Projekt einer Alternative für Deutschland in Verruf 
bringt?“ 

Inzwischen scheint der Landesverband aus der Sicht des 
Bundesvorstands ,befriedet’ zu sein. Hübner gehört dem 
Vorstand längst nicht mehr an. Ohne Einfluss ist er gleich-
wohl nicht. Seine Kommentare zu politischen Entwicklungen 
der AfD erscheinen auf der Internetseite der Freien Wähler 
Frankfurt und werden, zum Beispiel über Politically Incorrect 
oder per Facebook, weit verbreitet.

Der Fall Thüringen

Ständige Auseinandersetzungen lähmten auch die AfD in 
Thüringen. Im Mittelpunkt der Differenzen stand mit Matthias 
Wohlfahrt einer der bisherigen Landessprecher. Parteiintern 
wurde ihm vorgeworfen er sei ein „völkisch-christlicher Mis-
sionar“, wie der Sprecher des AfD-Kreisverbandes Ilmkreis/
Gotha, Rüdiger Schmitt, formulierte.123 Deutschlandradio 
Kultur hatte ihn im März mit den Worten zitiert, die Abnei-
gung gegenüber Ausländern sei „biologisch normal“.124 Zu 
rassistischer Gewalt hatte er geäußert: „Wenn ich das sehe, 
wie ein Afrikaner an der Bushaltestelle von irgendwelchen 
,Rechten’ zusammengeschlagen worden ist, sehe ich aber 
auch den Hintergrund: Ich sehe den Hintergrund, dass mög-
licherweise durch eine lasche Handhabung mit kriminell 
agierenden Einwanderern so eine Antistimmung gefördert 
wird, ja.“ Neben solchen Äußerungen wurde Wohlfahrt auch 
vorgehalten, er diffamiere unbequeme Mitglieder und grenze 
sie aus.125

Einen Parteitag am 1. Februar 2014 hatte Wohlfahrt im Amt 
überstanden, obwohl bereits zu diesem Zeitpunkt massive 
Kritik an seiner Arbeit geübt wurde, während die Ko-Spreche-
rin Michaela Merz ihr Amt zur Verfügung stellte. Sie beklagte 
die parteiinternen Querelen: Der Landesverband laufe Gefahr, 
durch Grabenkämpfe Vertrauen zu verspielen.126 
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Für Aufsehen hatte Anfang April auch der Parteiaustritt 
von Sieghardt Rydzewski gesorgt. Der frühere Landrat des 
Altenburger Landes hatte dem Landesverband eine „diktato-
rische Führung“ und „sektenähnliche Strukturen“ vorgewor-
fen.127

Mitte Juni trat Wohlfahrt – gemeinsam mit dem kompletten 
Vorstand – zurück. Als neue Vorstandssprecher wurden Stef-
fen Möller und Björn Höcke gewählt. Beraten wurde bei dem 
Parteitag am 14. Juni in Stadtroda auch über ein Wahlpro-
gramm zur Landtagswahl. Die Thüringer Allgemeine wertete 
das Programm, dessen 33-seitiger Entwurf erst eineinhalb 
Tage zuvor an die rund 300 Mitglieder verschickt worden sei, 
als Teil der Strategie der AfD, bewusst Positionen zu beset-
zen, die CDU und CSU in den letzten Jahren verlassen hätten. 
Der Entwurf lese sich „wie der Kanon der alten Union“: „eine 
Art Retro-Union“.128 Dabei belässt die AfD Thüringen es aber 
nicht. Wie die TA berichtet, werden im Programmentwurf z. B. 
Volksabstimmungen über die Frage, wie viele Ausländer ins 
Land gelassen werden, gefordert.

Bereits im vorigen Dezember hatte die Partei mit der 
Arbeit am Landtagswahlprogramm begonnen. Zum Auftakt 
der Programmdebatte hatte die Partei Professor Günter 
Scholdt zu einem programmatischen Referat eingeladen. 
Politisch ist Scholdt, ein Literaturwissenschaftler im Ruhe-
stand, kein unbeschriebenes Blatt. In der Edition Anta-
ios, einem Verlag der ‚Neuen Rechten‘, publizierte er zwei 
Bücher; seit Jahren schreibt er für das neu-rechte Blatt 
Sezession, die Preußische Allgemeine Zeitung (PAZ) oder die 
Junge Freiheit (JF). Beim neu-rechten Institut für Staatspoli-
tik hielt er Vorträge, ebenso sprach er auf dem Zwischentag, 
einer kleinen Messe extrem rechter Verlage und Organisati-
onen.129 In seinem Vortrag „Der historische Auftrag der AfD 
aus der Sicht eines Konservativen“130 vor der Thüringer AfD 
im Dezember 2013 beklagte Scholdt eine „Propagandakam-
pagne“ gegen die Partei und einen „grassierenden Antiger-
manismus“, polemisierte gegen „Muster-Demokraten“ und 
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bekannte sich trotzig zum „Rechts-Sein“. Er empfahl, „dem 
modernistischen Zeitgeist zu widerstehen und klassische 
konservative Tugenden zu pflegen“, „an gewachsenen Bin-
dungen wie Familie, Heimat, Nation festzuhalten“, im Geiste 
von Thilo Sarrazin gegen „eine konzeptionslose Einwande-
rungspolitik“ Front zu machen und die „inakzeptable Schicht 
an Leistungsempfängern samt üppig ins Kraut schießende 
Sozialindustrie und Gesinnungsbürokratie als bedrohliche 
Zukunftshypothek“ abzulehnen. Zudem forderte er, „sich 
aus einer fremdbestimmten Haltung zur eigenen Geschichte 
zu lösen und Historiografie wieder einmal jenseits von aktu-
ellen geschichtspolitischen Opportunitäten zu gestatten“.

Praktisch seit der Gründung des Landesverbandes herrscht 
Streit um Posten, Geld, mögliche Satzungsverstöße, die poli-
tische Orientierung – und um rechte ,Personalien’. Im April 
2013 lud etwa der Rechtsaußenaktivist Paul Latussek zur 
Gründung des AfD-Verbandes Ilmkreis ein.131 Nachdem die 
Presse über die Mitarbeit von Latussek in der AfD berichtete, 
distanzierte man sich von ihm. Die Gründung des Verbandes 
sei unabgesprochen erfolgt, hieß es vom Landesvorstand. 
Latussek, früher Funktionär beim Bund der Vertriebenen, 
hatte einst den Holocaust verharmlost, wurde wegen Volks-
verhetzung verurteilt und trat als Referent bei ultrarechten 
Organisationen auf. Mit David Köckert war sogar ein bekann-
ter Neonazi Mitglied in der Thüringer AfD.132 Während seiner 
Mitgliedschaft war er Ende 2013 Initiator mehrerer Demons-
trationen gegen ein Wohnheim für Flüchtlinge in Greiz. Der 
MDR berichtete, dass die Thüringer Behörden ihn sogar 
„zum Umfeld des mittlerweile verbotenen militanten Neo-
nazi-Netzwerks Blood & Honour“ zählten.133 Zwar soll die 
AfD versucht haben, ihn auszuschließen – doch das gelang 
offenbar nicht. Am 20. Februar 2014 verließ Köckert die Par-
tei und erklärte seinen Eintritt in die NPD. Ausschlaggebend 
für seinen Übertritt sei, so Köckert, dass die AfD in Thürin-
gen zerstritten und nicht „politikfähig“ sei.134 Björn Höcke, 
neben Wohlfahrt zweiter Vorsitzender der Thüringer AfD und 
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Spitzenkandidat für die Landtagswahl 2014, hatte auf Face-
book angeklickt, dass ihm die „Bürgerinitiative Gohlis sagt 
Nein“ ‚gefällt‘, die in Leipzig mit antimuslimischen Parolen 
gegen den Bau einer Moschee agitierte. Außerdem ‚gefielen‘ 
ihm bei Facebook die „Geert Wilders Supporters Austria“, die 
für sich mit dem Slogan „Gegen die Islamisierung Europas!“ 
warben.135

Ein Programm zur Landtagswahl hat die Partei bisher nicht 
veröffentlicht. Allerdings publizierte der Landesverband am 
21. Juni „10 Thesen für den Freistaat Thüringen“, aus der 
Feder ihres Landessprechers und Spitzenkandidaten Björn 
Höcke.136 Gleich in der ersten These werden Elemente einer 
rechtspopulistischen Argumentationsweise aufgegriffen: die 
Klage über eine angeblich geforderte „politische Korrekt-
heit“ und eine nicht oder nicht umfassend gewährleistete 
Meinungsfreiheit sowie die Unterstellung, der AfD stehe ein 
„Kartell“ der anderen Parteien gegenüber, die wichtige Dis-
kussionen unterbinden. „Wie der Mehltau“ liege „die soge-
nannte politische Korrektheit“ auf dem Land, klagt Höcke. 
„Eine ergebnisoffene Erörterung zukunftsbedeutender Poli-
tikbereiche wie Einwanderung, Demographie und Währung 
wird vom Altparteienkartell unterbunden. Die grundgesetz-
lich garantierte Meinungsfreiheit muß verwirklicht werden.“ 
Die Kritik an den Parteien wird in der zweiten These noch 
einmal verschärft, wenn es dort heißt: „Der Staat wird zum 
Raub der Parteien, die ihren Machterhalt über alles stellen.“ 
Allgemein abwertend äußert sich Höcke über Politiker. In sei-
ner dritten These klagt er, dass sich der „politische Sumpf in 
Thüringen“ immer weiter ausbreite: „In Jahrzehnten hat sich 
ein Berufspolitikertypus herausgebildet, dem das eigene 
Fortkommen und der persönliche Vorteil alles, der Dienst für 
unser Land nichts mehr bedeutet.“ Höcke fordert: „Die preu-
ßischen Tugenden – wie Pflichtgefühl, Redlichkeit, Fleiß, 
sachlicher Ehrgeiz und Gerechtigkeitssinn – müssen wieder 
zum selbstverständlichen Wertmaßstab werden“. 
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In der Folge widmet sich Höcke verschiedenen Politik-
bereichen. Zum Thema Ehe und Familie (These 4) heißt es 
unter anderem: „Schädliche, teure, steuerfinanzierte Gesell-
schaftsexperimente, die der Abschaffung der natürlichen 
Geschlechterordnung dienen (sog. gender mainstreaming), 
sind sofort zu beenden.“ Die „klassische Familie“ sei „wie-
der zum gesellschaftlichen Leitbild zu erheben“. In These 5 
wird gefordert, „bildungspolitischen Firlefanz“ zu beenden. 
Die Schulen in Thüringen müssten „Kenntnisse, Fähigkeiten, 
Fertigkeiten sowie übertragbare Einsichten vermitteln und 
nicht die Schüler durch Konfliktgeschwätz langweilen und 
in die Irre führen“. Landespolitisches Terrain verlässt der 
Autor in seiner siebten These, wenn es unter der Überschrift 
„Handwerk bewahren – Qualitätsstandards sichern“ im Kern 
um eine Kritik an Europäischer Union und der Freizügigkeit 
innerhalb der EU geht: „Der EU-Zentralismus mit seiner Rege-
lungswut und seinen Freizügigkeitsregeln bedroht unsere 
weltweit einzigartige Handwerkskultur.“ 

Zur Schicksalswahl wird aus der Perspektive der AfD 
offenbar die Landtagswahl am 14. September. Dramatisie-
rend heißt es in der zehnten und letzten These: „Die Zukunft 
Thüringens, Deutschlands und Europas steht auf dem Spiel.“ 
Geburtenarmut, Einwanderung, Staatsschulden- bzw. Wäh-
rungskrise würden das Land vor „nie dagewesene Herausfor-
derungen“ stellen. „Um das Volksvermögen, die Sozialver-
sicherungssysteme, aber auch unsere staatlichen Integrität 
und Identität als Deutsche in einem friedlichen Europa zu 
sichern, ist ein echter Politikwechsel zwingend notwendig.“
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4.	 Schlussbemerkungen

Die Europawahl 2014 hat durchaus besorgniserregende 
Zustimmungsraten für rechtspopulistische und rechtsex
treme Positionen veranschaulicht. Diese Erfolge sind nicht 
zuletzt auch auf demokratiepolitische Defizite im euro-
päischen Einigungsprozess sowie auf die Defizite bei der 
Lösung der Euro-Krise zurückzuführen. Zugleich ist deutlich 
geworden, dass solche Wahlerfolge nicht automatisch die 
transnationale Bündnisfähigkeit dieser Parteien stärken. 
Entgegen vieler Befürchtungen vor der Wahl ist die ange-
kündigte Fraktionsbildung rechtspopulistischer Parteien 
unter Federführung des französischen Front National (FN) 
und der niederländischen Partei für die Freiheit (PVV) vorerst 
gescheitert. Das rechtspopulistische und europafeindliche 
Spektrum ist nach wie vor zerstritten. Der EFD unter Feder-
führung des UKIP-Vorsitzenden Nigel Farage gelang hinge-
gen eine erneute Fraktionsbildung. Die bisher von den bri-
tischen Tories dominierte nationalkonservative Fraktion der 
ECR öffnete sich gleichfalls dem Rechtspopulismus durch 
die Aufnahme der Parteien Die wahren Finnen und der Däni-
schen Volkspartei. Auch die eurokritische AfD schloss sich 
der ECR-Fraktion an. Der neu gewählte EU-Abgeordnete der 
Wahren Finnen, Jussi Hallaaho, bekundete in einem Inter-
view mit der Wochenzeitung Junge Freiheit (JF): „Ich habe 
ein sehr positives Bild von der AfD. Ihre Position zur Ent-
wicklung der EU und zur Einwanderung sind sehr nah bei den 
Einstellungen der Wahren Finnen.“ Laut JF positioniert sich 
der EU-Abgeordnete zugleich im rechtspopulistischen Jargon 
gegen den „Brüsseler Kraken“. Zudem zitiert ihn die Zeitung 
mit dem Ausspruch: „Grünen-Politikerinnen müssen wohl 
erst von moslemischen Einwanderern vergewaltigt werden, 
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damit sie zur Vernunft kommen.“137 Solche Positionierungen 
zeigen, dass sich der politische Einflussbereich des euro-
pafeindlichen Rechtspopulismus nicht auf die EFD-Fraktion 
beschränkt, sondern zugleich auch in der sich nach rechts-
außen geöffneten ECR-Fraktion an Einfluss gewinnt.

Die AfD kann hinsichtlich ihrer in dieser Studie aufge-
zeigten politischen Positionierungen als eine Partei rechts 
der CDU/CSU und der FDP stehend eingeordnet werden, die 
sowohl nationalliberale und nationalkonservative wie auch 
rechtspopulistische Tendenzen aufweist. Deutliche Ähnlich-
keiten hinsichtlich ihrer Ausrichtung weist die AfD zum frü-
her existenten rechtspopulistischen Bund freier Bürger auf, 
Überläufer hat die AfD aus der rechtspopulistischen Partei 
Die Freiheit zu verzeichnen. Zugleich stellt sie für Parteien 
wie die Republikaner oder pro NRW/pro Deutschland eine 
Konkurrenz bei Wahlen dar. Besonders in Ostdeutschland 
sind seitens der NPD Befürchtungen wahrnehmbar, durch die 
Existenz der AfD auf ein kleines neonazistisches Kernmilieu 
zurückgeworfen zu werden. Inhaltlich bestehen Überschnei-
dungen zwischen allen genannten Parteien hinsichtlich der 
Euro- und EU-feindliche Ausrichtung mit nationalistischer 
Grundierung. Zudem hat die Existenz der AfD zu Übertritten 
von früheren Mitgliedern aus Parteien des rechten Randes 
geführt. Ebenso ist in der vorliegenden Studie nachlesbar, 
dass auch aus dem AfD-Umfeld Zustimmungen zu Positionie-
rungen des rechten Randes deutlich wahrnehmbar sind und 
der Austausch mit neurechten Kreisen gesucht wird. Das Jahr 
2014 ist für die AfD von entscheidender Bedeutung: Sollte 
ihr bei den Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Bran-
denburg nicht der Einzug in ein deutsches Länderparlament 
gelingen, dürfte ihre Aussicht auf politische Konsolidierung 
gering sein. Die Frage, ob sich durch die AfD die in der Studie 
beschriebene rechtspopulistische Lücke füllen wird, hängt 
von der weiteren programmatischen, inhaltlichen und perso-
nellen Weiterentwicklung der neuen Partei auf Landes-, Bun-
des- sowie auf der europäischen Ebene ab.
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